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4. Jahrgang H eft 24 20. August 1931

Ehe der Patient tot ist! 3 I R a tiona lis ie rung  
W ährung

Aus dem Leserkreise ist in diesen Wochen wiederholt die Frage gestellt worden: ,,W a s 
w ä r e  g e w o r d e n ,  w e n n  H o o v er  n i c h t  e i n  ge g r i f f e n  h ä l t  e?“  Die Ant­
wort auf diese Frage hat die Wirtschaftsentwicklung der Zwischenzeit in einem niemals ge­
ahnten Tempo gegeben. Heute kann man sagen: d a s  i s t  geworden.

ln  der Nacht vom 15. auf den 16. Ju li 1931 hat der Reichsfinanzminister im Rundfunk eine 
Rede gehalten, die sich mit der Schuldfrage an der Entwicklung befaßte. Unter Hinweis auf das 
Hoover-Moratorium hat er den Anstoß vom Reich aus abgewiesen. Das Reich habe der Wirt­
schaft im Gegenteil 300 Millionen zur Verfügung gestellt. Schuld an den Schwierigkeiten sei 
die ,,private Wirtschaft“ .

Nach unserer Meinung kann man einen solchen Vorwurf nicht in einem derart lapidaren 
Satz von 17 Worten erledigen; im übrigen sind wir unter Hinweis auf die K ritik  des Reichs­
verbandes der dezitschen Industrie und unter Hinweis auf den Erlaß über die Steuerrückstände 
0 2150—20 I I I  v. 21. Ju li 1931 glattweg entgegengesetzter Meinung. In  eine Diskussion hier­
über einzutreten, müssen wir uns versagen, da wir einmal solche Erörterungen, nachdem das 
Kind in den Brunnen gefallen ist und Hoover „das Reich“  im Sinne des RFM. vor dem, wie 
amtlich zugegeben wird, unmittelbaren Zusammenbruch bewahrt hat, für gänzlich überflüssig 
halten (wir alle haben größere Sorgen für die Gegenwart und Zukunft) und im übrigen auch ein 
Kreuzen geistiger Klingen nur bei gleichem Kampfboden möglich ist. M it der Aufhebung der 
Pressefreiheit steht „David aber dem Goliath“  gegenüber mit gefesselten Händen. Auf solcher 
Basis läßt sich sachlich nicht mehr arbeiten.

Wir behandeln deshalb hier eine Wirtschaftsfrage, die den Fragestellern Aufklärung gibt 
und gleichzeitig bedeutend zeitgemäßer ist als irgendwie aus dem inneren Zusammenhang ge­
rissene, nur taktisch verständliche Streitfragen, wie sie die Schuldfrage des RFM. darstellt.

Carl F l u h m e .
W ir befinden uns an einer Zeitwende, wie sie 

etwa dem Übergang des Altertums ins Mittelalter 
oder von diesem in die Neuzeit entsprach, m it allen 
ihren Überraschungen, Kämpfen und gesellschaft­
lichen Umwälzungen, die durch Kurzsichtigkeit, 
Unverstand, falschen Konservativismus, und wie 
man all die Wurzeln der verschiedenen Fehler nen­
nen mag, hervorgerufen wurden. Nur wenn w ir das 
verstehen, daß die Lebensfragen, um die es geht 
und gehen wird, ihren Ursprung darin finden und 
ihren Ausgang von dorther nehmen, werden w ir 
den Vorsprung haben und ihn zu wahren wissen, 
der notwendig sein wird, um unsere Lebensfragen 
so zu ordnen, daß sie im Wandel der Zeiten einiger­
maßen von Bestand bleiben.

W ir warnen aber ausdrücklich davor, in wahl­
loser Effekthascherei die Entwicklung „neuer“  Ge­
danken zu fördern, deren Fruchtbarkeit zweifelhaft 
ist oder die in das Gegenteil ihres Zwecknutzens 
übersteigert werden.

Einer von diesen neuen Gedanken, m it welchem 
sich ernst zu nehmende Wissenschaftler und Prak­
tiker beschäftigen, ist die Gesundung der wirtschaft­
lichen —  und auch in gewisser Beziehung der 
hineinreichenden politischen — Verhältnisse und 
die endgültige Beseitigung der Gefahr für die Wäh­
rung durch eine Binnenwährung. In der Tat er­
scheint es —  w ir fassen nachfolgend die Möglich­
keiten zusammen — durchführbar, die seit einiger 
Zeit in immer kürzeren Zwischenräumen auf­

tauchende Gefahr durch eine ähnliche Regelung 
wenigstens einzuschränken, wenn nicht zu bannen.

Die Gefahren entstehen im Verlauf der politischen 
Machtkämpfe einerseits, und hier ist es 
ein „modernes“  Kampfmittel
geworden, den Gegner irgendwelcher Pläne durch 
Beunruhigung seiner Währung und W irtschaft (aus 
allerletzter Zeit: Österreichische Kreditanstalt — 
Septemberwahlen 1930 —  Zollunion —  Aufrollung 
der Reparationsfrage — innerpolitische Vor­
gänge usw. usw.) auf die Knie zu zwingen. Anderer­
seits droht eine weitere Gefahr aus der absoluten 
Verflechtung der internationalen W irtschaft und 
der Goldfrage überhaupt.

Die Gegenmittel könnten dieser Lage nach darin 
erblickt werden, daß einmal die Wirksamkeit der 
Druck- und Kampfmittel so weit als möglich aus­
geschaltet und gleichzeitig die internationale Bin­
dung gelockert, schließlich eine gewisse Unab­
hängigkeit von der Geldfrage herbeigeführt würde.

Die Verbindung dieser Maßnahmen ist notwendig, 
weil sonst jede einzelne und offenbleibende eine 
Angriffsfläche bietet, von welcher aus das Gesamt­
gebiet jederzeit aufgerollt werden kann. Somit er­
scheint es weder zweckmäßig noch vorteilhaft, 
Einzelgedanken durchzuführen; ebenso aber, sie zu 
einem weitgehenden Wunschgebilde, das doch nur 
Traum bleiben würde, zu überspitzen.

Das Verständnis der Sachlage geht aus der Über­
legung hervor, daß w ir in der Tat ja gar keine
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Goldwährung haben, daß ferner durch die Gesamt­
anwendung des Golddeckungsprinzips eine aus­
gedehnte Angriffsfläche vorhanden ist und dieser 
Zustand durch den Mangel jeglicher Goldproduktion 
zu einer Auslieferung an die Goldmonopolstätten 
führt; so kann man zum Spielball politischer und 
wirtschaftlicher Machenschaften werden. (Darauf, 
daß die Reparationsfrage den Zustand ebenso ver­
schärft, wie die sterbende Wirtschaft, habe ich 
schon vor Jahren hingewiesen, als diese Gefahren 
noch nicht in den Vordergrund getreten und mithin 
abwendbar waren.)

Deutschland hat — um die Währungsfrage zu 
betrachten — keine reine Goldwährung, sondern 
eine sogenannte Goldkernwährung, wobei also kein 
Umlaufsgold vorhanden ist, sondern zur Deckung 
der Banknoten bei der Reichsbank liegt. Ein 
solcher Zustand ist gefahrlos bei organisch geregelten 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen und 
bei reibungsloser Betätigung aller Vorgänge, die 
sich innerhalb der Lebensgesetze und Erfordernisse 
eines Volkes, einer Nation abspielen.

Je feiner die einzelnen Teilchen im Laufe derZeit 
organisiert werden und je größer die gegenseitige 
internationale Abhängigkeit und Verflechtung wird, 
um so empfindlicher werden nicht nur die Räder­
werke innerhalb eines einzelnen nationalwirtschaft­
lichen Apparates, sondern auch — ganz natur­
gemäß — innerhalb des internationalen; zum Teil 
rühren d a h e r  die mehr oder minder starken 
Beeinflussungen der Einzelvolkswirtschaften in der 
heutigen Zeit. Ein weiteres kommt h inzu: Bei 
einem organisch gesicherten Ablauf der wirtschaft­
lichen Vorgänge und bei gesicherten politischen Ver­
hältnissen ist im Grunde genommen und grundsätz­
lich eine Abhängigkeit der Währung vom Gold 
ausgeschlossen, und zwar sowohl im Bereich der 
Nationalwirtschaften wie international. Ist das der 
Fall, so läßt sich zwar innerwirtschaftlich eine 
Währung bilden auf Grund der staatlichen Autorität; 
sie kann aber andererseits —  etwa bei der heutigen 
deutschen Lage im Außenverkehr —  wo die 
Staatsautorität aufhört und der K r e d i t  oder 
(wennletzterer n i c h t  oder nicht a u s r e i c h e n d  
infolge politischer oder wirtschaftlicher Unsicherheit 
vorhanden ist) der Metallwert in den V o r d e r ­
g r u n d  tr itt, n i c h t  mi t  b l e i b e n d e m  
Erfolg aufrecht erhalten werden.

Ich behaupte also, daß es der heutigen Zeit Vor­
behalten war, den Beweis zu führen, daß dem ge­
sicherten politischen und wirtschaftlichen Ablauf 
d e r  u n b e s c h r ä n k t e  V o r r a n g  gebührt, 
und daß sowohl die Metallisten wie die Nominalisten 
und die Funktionisten nur zum Teil und bedingt 
recht haben; daß also
das Primat dem Ablauf der Lebensäußeruugen
gehört, während alles andere einmal stärker, einmal 
schwächer in Erscheinung tritt, ohne aber die Lebens­
bedingungen oder Lebensäußerungen selbst ändern 
zu können; denn diese bestimmen den Wechsel in der 
jeweiligen Bedeutung der einen oder der anderen 
Theorie. So kann eine geordnete und blühende W irt­
schaft (deren Dauer und Stetigkeit von der politi­
schen K raft und Sicherheit abhängt und überhaupt 
ihre Voraussetzung ist, die automatisch alles andere 
in irdisch möglicher Harmonie erzeugt, vereinigt und 
pflegt) eine beständige und starke Währung haben, 
o h n e  ein Stäubchen Gold zu besitzen; umgekehrt 
kann eine zurückgehende Wirtschaft m it ihrem Ge­
folge von unsicheren Verhältnissen usw. noch so viel
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Gold besitzen (nicht erzeugen 1), und die Währung 
wird doch allen Zufälligkeiten, dem guten W illen ( 
der bösen Nachbarn usf. ausgesetzt sein; schließlich 
aber wird in weiterer Konsequenz auch der Gold­
besitz (in solchem Falle) schwinden und eine Nach­
schaffung nicht mehr möglich sein!

Darin sehen w ir die geringe Bedeutung einer 
mechanistisch angewandten Golddeckungstheorie 
bei Verfall der politischen und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse.

Ist ein solcher Zeitpunkt erreicht oder, genauer 
gesagt, in die Nähe gerückt, so werden ohne Zweifel,
— wenn Unruhen, Inflation und vielleicht auch 
das Chaos vermieden werden sollen — schwere und 
grundlegende (oder grundstürzende) Entschlüsse 
notwendig, deren Durchführung
ohne rechtzeitige Vorbereitung mit größten Schwierig­

keiten verknüpft
sein kann und auch meist sein wird. Die Schwierig­
keiten liegen zum größten Teil in dem durch die 
Entwicklung bedingten innervölkischen Und inter­
nationalen Mißtrauen (äußere und innere Kredit- 
losigkeit als psychologisch-praktisches Moment), 
welches durch die Mißgriffe und Mißerfolge, die eine 
solche Entwicklung herbeiführten, entstanden, ge­
nährt und auf die Spitze getrieben wurde.

Die Frage ist also, ob und unter welchen Be­
dingungen sich eine Umstellung ermöglichen läßt:

Nehmen w ir das Beispiel einer durch fortwährende 
Goldkäufe zu steigenden Preisen in der Auszehrung 
begriffenen Gesamtwirtschaft, welche Auszehrung 
durch den Ankauf und die dauernden Abgaben ohne 
ersichtliche, ja ohne überhaupt irgendwelche Gegen­
werte als eine mühsame Stabilhaltung (Währungs­
stützung oder Tributauslieferung) beschleunigt wird, 
so ist klar, daß der doppelten Ausblutung begegnet 
werden muß, ehe der Patient tot ist; 
eine radikale Isolierung ist ausgeschlossen,
— die Zeitumstände spielen hierbei natürlich eine 
große Rolle und können sich ändern. Bleibt somit 
nur die Möglichkeit einer Distanzierung.

Eine solche Distanzierung von den Gefahren­
herden könnte darin bestehen, daß auf Grund der 
währungstechnischen Erfahrungen zu einem Mittel 
gegriffen wird, welches eine Währungsteilung herbei­
führt: innere (Inlands-) und äußere Währung (für 
den Verkehr m it dem Ausland). Es handelt sich 
also hierbei um nichts anderes als um die Durch­
führung des Grundsatzes einer Doppelwährung, nur 
in anderer Form. Doppelwährung (Bimetallismus) 
beruht auf gleichzeitigem Gold- und Silberumlauf 
m it beschränkter Zahlungskraft; eine solche Wäh­
rung würde heute ausgehöhlt werden durch den nied­
rigen Silberwert und seine Folgen, die Hamsterung 
des Goldes (wenn die Tatsache des Goldumlaufs ge­
geben wäre und der Zustand der Gesamtwirtschaft 
den Verfall zeigte); w ir sahen das ausgedrückt 
in der Devisenhamsterei, welche die Reichsbank zu 
immer neuen Goldkäufen zwang. Ein Mittel dagegen 
war die Devisenverordnung vom 15. Juli 1931 
bezw. 1. 8. 1931.
Der Grundgedanke der Doppelwährung ohne eigent­

liche Goldunterlage
wurde schon erprobt m it der Rentenmark; noch 
weniger Unterlage hatten die auf Pfund Sterling 
lautenden Noten der Golddiskontbank. Während 
die Rentenbankscheine auf Rentenbriefen beruhten, 
deren Deckung niedrige erststellige Grundschulden 
bildeten (4% der land- und forstwirtschaftlich g e- 
n u t z t e n  Grundstücke, Schuldverschreibungen
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der industriellen und Handelsbetriebe; letztere aus­
gestattet m it einer 6%- bzw. später 5%igen Ver­
zinsung), hatten die Golddiskontnoten überhaupt 
k e i n e  Deckung, sondern waren zu Ausfuhr- 
Finanzierungszwecken herausgegeben und eigent­
lich in Erträgen des Ausfuhrgeschäftes (Devisen) 
zurückzuzahlen.

Daß unter dem Zwange der Gläubiger und 
Tributgenießer sowie der Golderzeuger und Gold­
interessenten allgemein diese Währungsform auf­
gegeben wurde, war ein Fehler, der zu zusätzlichen 
Tributen (immerwährende Käufe von Gold zu 
steigenden Preisen und gegenwertslose Abgabe) zu­
gunsten sowohl der Tributgläubiger wie der inter­
nationalen Devisenspekulation führte.

Es ist also ganz klar, daß eine Währung, gleich­
gültig, ob sie auf derselben oder einer der Zeit und 
den Umständen entsprechenden ähnlichen Grund­
lage aufgebaut wird, eine Distanzierung, eine Ent­
fernung von allen Gefahrenquellen bedeutet, ohne 
daß sie inflatorisch zu wirken braucht. Gerade in 
letzter Hinsicht sind — wie w ir vorher sehen konn­
ten — bei einer solchen Währung bessere Sicher­
heiten gegeben.
Um reinen Zweckeinwänden zu begegnen,
sei gesagt, daß es sich bei dem Grundgedanken 
zwar um nichts ganz Heues handelt; die gelungene 
Erprobung ist aber genug als Beweis für die Durch­
führbarkeit, und etwaige Einwände betreffs einer 
nur zeitweiligen Anwendbarkeit sind bis heute noch 
nicht begründet worden. Das Neue hinsichtlich der 
Unterlagen wird die Deckung sein; hierüber zu 
sprechen wäre verfrüht, weil es nicht vorausgesehen 
werden kann, was am Zeitpunkt der Durchführung 
als Zweckmäßigstes in Betracht kommen wird.

Ob es sich um eine Währungsbildung kra ft reiner 
Staatsautorität handeln wird, ob Lebenseinheiten 
oder leben- und produktionschaffende Unterlagen 
die Deckung und das Maß bilden werden: In jedem 
Falle wird die Schaffung der hierzu im  Einzelfall 
verschiedenen Voraussetzungen notwendig sein. 
Vor e i n e r  Deckung möchte ich aus persönlicher 
Erfahrung warnen: der Warendeckung, gleichgül­
tig, ob es sich um Roggen oder Kali oder Kohle 
u. a. handelt. Das so lange, als diese Deckungen 
irgendeiner Seite Angriffsflächen bieten, so z. B. von 
seiten der P r o d u k t e n b ö r s e n .  Dieser Umstand 
hat seinerzeit zu tiefgreifenden Nachteilen geführt.

Natürlich würden die Gold- und Geldmächte ver­
suchen, einen solchen Schritt zu hintertreiben, weil 
sie es sind,
die aus dem augenblicklichen Zustand Kapital schlagen 
und ihrerseits immer wieder (selbst bei größter Vor­
sicht von seiten des Opfers) Verhältnisse schaffen 
können, die zu direkter und indirekter Ausbeutung 
führen müssen. E's ist aber nicht anzunehmen, daß 
sie eine solche Einmischung in innerdeutsche 
Fragen (die außerdeutschen werden ja durch eine 
Devisen- oder Aupfuhrwährung —  event. m it 
Goldkern — konsolidiert und bringen eine Benach­
teiligung anderer Währungen nicht m it sich) wagen 
werden; tun sie es, so könnte die energische Wah­
rung der Staatshoheit jeden Widerspruch ersticken. 
Es würde aber auch schon jede Einmischung und 
Gegnerschaft gegen eine solche Regelung den Be­
weis zu unseren Gunsten führen, daß solche Gegner 
und Gläubiger offensichtlich keine Gesundung des 
Schuldners aus eigenen Kräften, sondern die 
Chaotisierung seiner Verhältnisse herteizuführen 
bestrebt sind.

Beleg und B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 24 
20. A ugust 1931

10 B N otve ro rdnung  
Auslandschulden 
—  H G B § 240, Abs. 2

Nebenprodukte der Notverordnungsmaschine
I. A n m e l d u n g  v o n  A u s l a n d s c h u l d e n .

M it dem 28. J u li is t eine V erordnung über die A n m e l­
dung von Z ah lungsve rp flich tungen  gegenüber dem A us­
land  nebst e iner D u rch füh rungsve ro rdnung  in  K ra f t  
getreten.

1. Anzumelden sind
ohne R ü cks ich t a u f den Z e itp u n k t der F ä ll ig k e it die beim  
In k ra ft tre te n  dieser V ero rdnung  bestehenden Z ah lungs­
ve rp flich tungen , die in  R e ichsm ark oder in  e iner aus­
ländischen W ä h ru n g  zu e rfü lle n  sind, und deren G läu­
b iger den W ohns itz , Sitz oder O rt der Le itu ng  im  Ausland 
oder im  Saargebiet haben.

2. Nicht anzumelden sind
die Z ah lungsve rp flich tungen  eines Schuldners, deren 
Nennbetrag oder Gegenwert insgesamt fün fz ig tausend 
R e ichsm ark n ic h t e rre ich t (§ 2).

3. Anmeldefrist.
Die Z ah lungsve rp flich tungen  gegenüber ausländischen 

G läub igern  sind bis zum  7. A ugus t 1931 bei der Anm elde­
stelle fü r  A uslandschu lden in  B e rlin  SW . i n  anzum el­

den. D ie A nm e ldung  e rfo lg t durch  B ean tw o rtung  der in  
einem  V o rd ru ck  der Anm eldeste lle  en tha ltenen  Fragen 
(§ 3).

4 Wer ist anmeldepflichtig?
a) N a t ü r l i c h e  P e r s  o n e n, die im  Deutschen 

Reiche ih re n  W ohn s itz  oder ih re n  gew öhnlichen 
A u fe n th a lt haben,

b) G e s e l l s c h a f t e n  usw.

aa) Aktiengese llscha ften , Kom m and itgese llscha ften  auf 
A k tie n , K o lon ia lgese llscha ften , bergbautreibende rechts­
fähige V ere in igungen und n ic h t rechtsfähige Berggew erk­
schaften, G esellschaften m it beschränkter H a ftu ng , Ge­
nossenschaften, Vers icherungsvere ine au f Gegenseitig­
ke it, H ypothekenbanken, Sch iffsbele ihungsbanken;

bb) rechtsfäh ige und n ich trech ts fäh ige  Vereine, A n ­
sta lten, S tiftungen , andere Zw eckverm ögen und son­
stige, n ic h t u n te r a) fa llende Gesellschaften und K ö rp e r­
schaften des bürge rlichen  Rechts;

cc) offene Handelsgesellschaften, K om m and itgese ll­
schaften und  ähn liche  Gesellschaften des Handelsrechts,
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Die Folgen einer solchen Maßnahme sind nun 
mancherlei und recht tiefgreifende: Einmal wird 
durch die Trennung unmittelbar im ersten Augen­
blick eine Hochdeckung unserer Auslandswährung 
herbeigeführt (falls man nicht die gleiche Hand­
habung wie bei den Noten der Golddiskontbank vor­
zieht) ; andererseits werden zu etwaigen Stützungen 
derselben weit geringere Käufe und Abzüge in Gold 
zu erfolgen brauchen, als bei der jetzigen Ordnung. 
Aber nicht nur, daß w ir so 
von der Gold-Schere freiwerden, 
die uns infolge der Wechselwirkung zwischen Preisen 
und Lebenshaltung, zwischen Kaufkraft der Wäh­
rung (bzw. der Geldzeichen) und Kaufkraft der Be­
völkerung zerschneiden muß, sondern es werden 
auch für das Inland genügend Kreditm ittel frei, um 
die brachliegenden Produktionstätten wieder zu 
beleben, W e r t e  und K a p i t a l  z u  s c h a f f e n ,  
kurz die heute in jeder Weise utopisch herbei­
gekünstelte — und doch nicht erreichte — K a p i t a l ­
b i l d u n g  durchzusetzen.

Hierzu ist der Zeitpunkt günstig. Die Aussonde­
rung schwacher Unternehmungen hat eine Lage 
göschaffen, welche die Einführung einer so ge­
teilten Währung durch minderen Kredit verbrauch 
begünstigt und gleichzeitig die rationellste Ver­
wendung dieser geringeren Mittel verbürgt. Kommt 
eine gesunde Zuteilung (Restriktion) m it dem Nach­
weis volkswirtschaftlicher Notwendigkeit des je­
weiligen Kreditwunsches hinzu, so ist eine Gefähr­
dung grundsätzlich ausgeschlossen. Daß damit 
Hand in Hand eine gesunde und nicht überhitzte 
Steuerpolitik gehen muß, dürfte einleuchten; sie 
ergibt sich aber bei einigermaßen gutem W illen in dem 
Augenblick von selbst, da die Zahl der Steuerträger

bei denen die Gesellschafter als U n te rnehm er (M itu n te r­
nehm er) anzusehen s in d ;

dd) K ö rperscha ften  und A ns ta lte n  des ö ffentlichen  
Rechts,

zu a) bis d) u n te r der Voraussetzung, daß der S itz oder 
der O rt der L e itu ng  im  In la n d  lie g t;

c) d i e  L ä n d e r  haben ih re  Z ah lu n g sve rp flich ­
tungen gegenüber ausländischen G läub igern  nach 
den V o rsch rifte n  dieser V e ro rdnung  anzum elden.

5. Wer ist von der Anmeldepflicht befreit?
Personen, sow eit ihnen  u n te r W a h ru n g  der Gegenseitig­

k e it  nach a llgem einen  vö lke rre ch tlich e n  Grundsätzen ein 
A nspruch  a u f B e fre iung  von  den persön lichen Steuern 
zu s te h t;

konsu la rische  V e rtre te r, die Berufsbeam te sind, und die 
ihnen  zugewiesenen Beam ten, sofern sie A ngehörige  des 
Entsendestaates s ind, die deutsche R e ichsangehörigke it 
n ic h t besitzen und außerhalb ihres A m tes oder Dienstes 
im  In la n d  ke inen  B eru f, ke in  Gewerbe und ke ine gew inn­
bringende T ä tig k e it  ausüben.

6. Mehrere Personen Schuldner derselben Verpflich­
tung.

In  diesem F a lle  is t jede Person anm eldep flich tig .
E in  Bürge is t n u r anm e ldep flich tig , w enn der H a u p t­

schuldner n ic h t anm e ldep flich tig  is t.
Bei W echseln is t n u r der A kzep tan t, bei eigenen W ech­

seln n u r der A usste lle r anm e ldep flich tig .
A  n m . V e rtre te r usw. haben, wenn sie nach § io g ff. 

R A O . die P flich te n  eines S teuerp flich tigen  zu e rfü lle n  
haben, auch die vorgenannten V e rp flich tungen  des Steuer­
p flich tigen  zu e rfü lle n  (§ i ) .
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sich durch die Belebung der W irtschaft erhöht. Wie 
stark die Reparationen im m e r  unsere wie die Welt­
wirtschaft gefährden, so ist doch nicht abzusehen, 
wann jemals diese Einsicht zur Tat ausreifen wird.

Auch die Zeit eines Moratoriums (auf Illusionen 
über den Nutzen des Moratoriums lassen w ir uns 
nicht ein) ist für die Durchführung von Vorteil; 
würde die Gewährung desselben von der N i c h t ­
d u r c h f ü h r u n g  dieser Währungsregelung ab­
hängig gemacht werden, so wäre die Antwort auf 
diese* gegenwartsfremde Zumutung eine Ver­
schärfung der Lage nicht nur im  In-, sondern auch 
im Auslande.

Allerdings würde m it dieser Regelung anderer­
seits auch eine wesentliche Gefahr fü r Deutschland 
wegfallen, die darin besteht, daß uns kurzfristige 
Zweck-Kredite, die uns von Auslandseite gewährt 
und gelegentlich als Druck- und Zwangsmittel plötz­
lich wieder weggezogen werden, nicht mehr schaden 
könnten, so daß auch von dieser Seite die Beunruhi­
gung der politischen und wirtschaftlichen Lage und 
jede weitere Schwächung fortfä llt.

Schließlich ist m it einer solchen Neuordnung 
natürlich auch jeder Devisen-Spekulation der 
Haupt-Tummelplatz genommen.

Hinsichtlich der Inlands-Sonderwährung würden 
nicht zuletzt Mittel für die Osthilfe und die K u lti­
vierung von Ödland frei, wodurch großzügig und 
in größtem Umfang Neuwerte geschaffen und eine 
wirksame Entproletarisierung in die Wege geleitet 
werden könnten.

Außer den genannten birgt eine solche Regelung 
noch weitere günstige Folgen in ihrem Schoß, deren 
Beurteilung aber verfrüht wäre.

Dir. J. L. K.

W e r den V e rp flich tungen  aus den vorstehenden Be­
stim m ungen  n ich t, n ic h t rech tze itig  oder n ic h t vo lls tänd ig  
nachkom m t, w ird  m it  G eldstrafe bestra ft.

I I. F r i s t v e r l ä n g e r u n g  § 240 
Abs. 2 HGB.1)

D urch  das Gesetz über die P flic h t zum  A n tra g  au f E r­
öffnung des Konkurses oder des ge rich tlichen  Verg le ichs­
verfahrens vom  25. M ärz 1930 w a r der § 240 Abs. 2 H G B. 
dah in  geändert, daß der V orstand der A ktiengese llscha ft 
bei Z a h lu n g su n fäh ig ke it der Gesellschaft ohne schuld­
haftes Zögern, spätestens aber zwei W ochen nach E in t r i t t  
der Z a h lu n g su n fäh ig ke it K o n ku rsan tra g  bezw. Verg le ichs­
an trag  ste llen m uß.

Diese F ris t is t durch N o tve ro rdnung  vom  1. A ugust 1931 
ve rlänge rt um  eine W oche. D ie V ero rdnung  is t m it  dem 
I .  A ugus t 1931 in  K ra f t  getreten.

§ 240 Abs. 2 H G B . la u te t also je tz t w ie  fo lg t:

W ird  die G esellschaft zah lungsun fäh ig , so h a t der V o r­
stand ohne schuldhaftes Zögern, spätestens aber d r e i  
W o c h e n  nach E in t r i t t  der Z ah lu n g su n fäh ig ke it, die 
E rö ffnung  des K onku rsve rfah rens  oder die E rö ffnung  des 
ge rich tlichen  Verg le ichsverfahrens zu beantragen; E n t­
sprechendes g ilt ,  w enn sich bei der A u fs te llu n g  der Jahres­
b ilanz oder einer Zw ischenb ilanz e rg ib t, daß das V er­
mögen n ic h t m ehr die Schulden deckt. E ine  schu ldhafte  
Verzögerung des A ntrages lie g t n ic h t vo r, w enn der V o r­
stand die E rö ffnung  des ge rich tlichen  V erg le ichsverfah­
rens m it der S org fa lt eines o rden tlichen  Geschäftsmanns 
be tre ib t.

:) Durch Notverordnung vom 6. August ist § 64 Abs. I  Satz 1 des GmbH.- 
Gesetzes und § 99 Abs. 1 Satz 1 des Genossenschaftsgesetzes entsprechend 
geändert.

7. Geldstrafe.
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Beleg und B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 24 
20. A ugus t 1931

7 B Selbstkostenrechnung
Lagerum schlag
U m satzgeschw ind igke it

Methode 1 + V% = Schwindel
Nach Mitteilungen aus dem Leserkreise vontiBB“  tauchen jetzt I ns er a t e  auf, die folgender­

maßen lauten: B i l l i g e  Tage,  M e t h o d e  1 p l u s  '/%.
Uie Schriftleitung hat diese Mitteilungen zum Anlaß genommen, eine besonders sachver­

ständige Stellungnahme hierzu herbeizuführen.
U m  es von vo rnhe re in  zu sagen: h in te r dieser geheim ­

n isvo llen  A n kü n d ig u n g  steckt n ich ts  als regelrechter 
Schw indel. Sie is t eine Speku la tion  au f die U ne rfah ren ­
h e it und U n ke n n tn is  der Verbraucherm assen, w i l l  diesen 
weism achen, der gewiegte Geschäftsm ann hä tte  den 
Stein der W eisen entdeckt, m it  dessen H ilfe  er es nun 
fe rtig b rin g en  kann, das G lück geradezu auszustreuen —  
fü r  die K unden, fü r  sich und fü r  die L ie fe ran ten .
Was ist es mit diesem glückhaften System?

W enn w ir  davon ausgehen, daß die Z ah len  einen W e rt 
darste llen, dann is t

x g le ich  der reguläre V erkau fsw ert, 
l/ 2 aber der halbe V erkau fsw ert.

Nehmen w ir  an, der W e rt 100 is t der E inkau fsp re is  
e iner W are  und  der no rm a le  K a lku la tio n sa u fsch la g  is t 
50% , dann is t der W e rt 1 =  150, fo lg lic h  m uß der W e rt 
y2 = 7 5 s e in .  W ir  haben je tz t folgende Gegenüberste llung:

Einkauf Verkauf Aufschlag 
einschl. Gew. Verlust Gewinn­

saldo

I  = 100 = 150 50 — —

% = 100 =» 75 25 —
200 = 225 50 minus 25 — 25

A n  W are  1 is t e in  R ohgew inn  von  331/ ä%  =  50%  
A u fsch lag , an W are  % e*n V e rlu s t von  25% , som it ve r­
b le ib t also bei beiden W a ie n , wenn sie zu g le ichen Mengen 
v e rk a u ft w erden, e in  G esam taufschlag von  12,5% . Da 
nun  fü r  die A u fre ch te rh a ltu n g  der E xis tenz des Ge­
schäftes ein A u fsch lag  von  50%  e rfo rd e rlich  is t, so muß 
logischerweise
der Umsatz auf das Vierfache gebracht
werden. In  dem W e rt ]/2 , den übrigens der D u rchsch n itts ­
kä u fe r so ohne weiteres gar n ic h t erkennen kann , so ll 
nun  die S uggestivkra ft der Reklam e liegen, aber da rin  
lie g t auch eine große S p e ku la tio n ; so groß, daß m an ihre  
U rheber n ic h t n u r der L e ic h tfe rtig k e it, sondern des regel­
rechten Betruges beschuldigen m üßte. Z um indest is t das 
un la u te re r W ettbew erb . D e ra rt geschäftstüchtige Leute 
sagen, daß, w e n n  sie den v ie rfachen  U m satz haben, 
sie gerade den V erd ienst haben, den sie haben müssen. 
Das ganze G eheim nis dieses Systems lie g t also in  der 
E rz ie lung  eines v ie rfachen  Um satzes; aber auch der 
ganze Schw indel lie g t d a rin . Abgesehen davon, daß es 
w o h l ke inen  Menschen geben dü rfte , dem einzureden 
wäre, daß in  der heutigen Z e it durch  reelle oder unree lle  
M an ipu la tionen  im  E inze lhandel e in  v ie rfa ch e r Um satz 
zu erre ichen is t, is t auch den U rhebern dieser eigen­
a rtigen  Reklam e jeder gute G laube an den E rfo lg  ih re r 
E xperim ente  abzusprechen, w e il ja  auch sie es n ic h t nu r 
ebenso gut, sondern noch besser wissen als die K u n d ­
schaft, daß die E rz ie lu n g  einer V erm ehrfachung  des 
Umsatzes heute so g u t w ie  u n m ög lich  ist.

A n  dieser Tatsache w ürde sich auch n ich ts  ändern, 
w enn n u r e i n  T e i l  der W aren  einen erhöh ten  oder 
gar v ie rfachen  Absatz e rfahren  w ürde. Sehen w ir  uns 
doch e inm a l die b e triebsw irtscha ftliche  S tru k tu r  eines 
solchen Geschäftsgebarens näher an. Z u m  Verständnis 
müssen w ir
die Vorgänge in 5 Bildern
abro llen  lassen, w obei w ir  davon ausgehen, den V e rkau fs ­
w e rt des e inm a ligen  Umsatzes g le ich  100 zu setzen.

I. Das Idealbild:
U m s a t z s t e i g e r u n g  m i t  p r o z e n t u a l
g l e i c h b l e i b e n d e m  A u f s c h l a g  u n d

e f f e k t i v  g l e i c h b l e i b e n d e m  L a g e r -  
b e s t  a n d.

U m s a t z : 100 150 200 250 300 400

= ifach i , 5fach 2fach 2,5fach 3fach 4fach

Kalkulation: 331/3% vom 
Umsatz =  50% Auf­
schlag .............................. 337a 50 667a «37a 100 1337a

Einkauf in % vom Umsatz 667, 100 1337a 166V j 200 266=/,

Lagerbestand..................... 337a 337a 337a 337a 337a 337.

=  Lagerumschlag mal 2 3 4 5 6 8
pro U m s c h l a g p e r i o d e :

Umsatz............................... 50

K a lku la tion ........................ i67a

Einkauf............................... 337a

Lager............................'___ 337a

=  Lagerumschlag mal I

Um satz und Lagerum schlag steigen, daher e c h t e  
U m schlagbeschleunigung. D ie U m schlagperiode b le ib t 
in  diesem Falle  w ertm äß ig  und p rozen tua l stets g le ich, 
w e il auch der Lagerbestand g le ich b le ib t. A lle  anderen 
W erte  verändern sich dagegen. Dieses B ild  is t dasjenige 
eines n o rm a l arbeitenden Geschäftes, das dem K unden 
V o rte ile  in  Gestalt s tufenw eiser n ied rige r Verkaufspre ise 
zukom m en läß t oder lassen kann , die in  der gezeigten 
w ertm äßigen E n tw ic k lu n g  n a tü r lic h  n ic h t zum  A usdruck 
kom m en können. W ürde  m an die m engenm äßige U m ­
sa tzen tw ick lung  dagegen stellen, so w ürde  sich zeigen, 
daß deren Lagerum schlag  ein noch höherer is t. E in  
solches B etriebsb ild  is t heute jedoch nirgends anzu­
treffen, und is t auch n ic h t erre ichbar.

II. Das Normalbild:
U m s a t z s t e i g e r u n g  m i t  p r o z e n t u  a 1 
g l e i c h b l e i b e n d e m  U m s c h l a g ,  a b e r  
p r o z e n t u a l  s t e i g e n d e m  L a g e r  b e- 
s t a n d .

U m s a t z : 100 150 200 250 300 400

ifach i , 5fach 2fach 2,5fach 3fach 4fach

Kalkulation 33 %% vom 
Umsatz =  50% Auf­
schlag .............................. 337. 50 667a 837a 100 1337a

Einkauf in % vom Umsatz 6«7a 100 1337a 1667a 200 2ÓÓ2/,

Lagerbestand...................... 337a 60 667, 837, ZOO ■337a

=» Lagerumschlag mal 2 2 2 2 2 2

pro U m s c h l a g p e r i o d e :

Umsatz................................ 50 75 100 125 150 200

K a lku la tion ........................ 167, 25 337a 4*Va 50 667,

Einkauf .............................. 337a 50 667, 837, 100 1337s

Lagerbestand...................... 337. 50 667, 837, 100 1337a

=  Lagerumscblag mal I z z I 1 I
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Das is t das typ ische B ild  eines fle iß ig  und e h rlic h  ge­
fü h rte n , aber be triebsw irtscha ftlich  rückständ igen  Ge­
schäftes, w ie es in  guten Ze iten  v ie lfa ch  anzu tre ffen  ist. 
Der Um satz steigt, aber der Lagerum schlag b le ib t der­
selbe. Dem nach is t die einzelne U m schlagperiode n u r 
prozentua l g le ich, w ertm äß ig  aber verschieden. Heute 
d ü rfte  es, soweit die steigende U m sa tzen tw ick lung  in  
Frage ko m m t, kaum  anzutre ffen sein.
I I I .  Das Normalbild B:

e f f e k t i v  g 1 e i c h b 1 e i b e n d e r  U m s a t z  
m i t  e f f e k t i v  u n d  p r o z  e n t u a l  g l e i c h ­
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b l e i b e  n d e m  A u f s c h l a g  u n d e f f  e k-  
t i v g l e i c h  b l e i b e n d e m  a b e r  p r o z e n -  
t u a l  f a l l e n d e m  L a g e r b e s t  a n d .

U m s a t z : 100 IOO IOO IOO IOO

Ka lku la tion  33 /4%  vom 
Umsatz = 50% A u f­
schlag ................................. 337» 337» 33V» 337» 337»

E inkau f in  %  vom Umsatz 667» 66V» 66V» 66V» 66V»

Lagerbestand........................ 337» 33 V» 331/» 331/» 337»

=3 Lagerumschlag mal 2 3 4 5 6

pro U m s c h l a g p e r i o d e :

U m satz ................................... SO 33' /> 25 20 16V»

K a lkulation .......................... i «V, u v » 8V» 67» 57»

E inkau f................................... 33V3 22V , i«V, ■37, II1/»

Lagerbestand........................ 33V , 22V» 16V , 13V» II1/,

= Lagerumschlag mal I i I I I

Diese S tru k tu r  is t u n te r dem Z w ang der heutigen V er­
hältn isse die gegebene und  w ird  von  a llen  m odern  ge­
le ite ten  Geschäften angestrebt, w e il wenigstens der Lager­
um schlag e rhöh t w ird .
IV. Das Phantasiebild:

U m s a t z s t e i g e r u n g  b e i  e f  f e k  t i v 
g l e i c h b l e i b e n d e m ,  a l s o  p r o z e n t u a l  
f a l l e n d e  m  A u f s c h l a g  u n d  g l e i c h -  
b l e i b e n d e m  L a  g e r b e s t a n d .

U m s a t z : 100

ifach

ISO

i,5fach

200

2fach

250

2,5fach

300

3fach

400

4fach

K a lkulation 33 V3% vom
Umsatz =  50% A uf-
s ch la g ................................. 337» 337» 337» 337» 337» 337»

E inkauf in  %  vom Umsatz 66V , u 6 V . 166 V» 2167» 2667, 3667,

Lagerbestand........................ 33V» 337» 337 , 337» 3 3 7 , 337»

— Lager Umschlag mal 2 3,5 5 6,5 8 I I

pro U m s c h l a g p e r i o d e :

Um satz: ............................... SO 427» 40 38713 37 V , 3 6 7 ,,

K a lku la tion  . . ; .................... 16V» 9*7  21 6 7  » 58/  39 4 7 . 31/ 33

E in ka u f................................... 337» 337» 337» 337» 337» 337 .

Lagerbestand........................ 337» 337» 337» 337» 337» 337 ,

Lagerumachlag m al % I I i i I I

V. Das Phantasiebild B:
a b g e s c h w ä c h t ,  w i e  o b e n ,  a b e r  m i t  
p r  o z e n t  u a l  s t e i g e n d e m  L  a g e r b e -  
s t a n d :

Das B ild  IV  zeigt uns, daß die E rre ichu n g  des v ie r­
fachen Umsatzes einen Lagerum schlag von  11 m al zur 
Folge hätte, bei dem der A u fsch lag  in  ke inem  V e rhä ltn is  
zu r Geldbewegung steht, auch n ich t h in s ic h tlic h  der bei 
diesem hohen Lagerum schlag zusam m engedrängten 
in tens iven  Arbeitsweise, ganz abgesehen davon, daß die
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L a g e rb e s ta n d ........................... 337» SO 6 6 7 , 8 3 7 , IOO 1 3 3 7 ,

1 Lagerum schlag  .............. 2 2 7 » ä1/» 2 7» 2 7 » 2 7 ,

p ro  U m s c h l a g  p é r i o d e :

U m s a tz ....................................... SO 6 4 7 , 80 9 6 7 » , 1 1 2 7 , 1 4 5 7  u

K a lk u la t io n  ............................. 1 6 7 , 1 4 7 , 137» I 2 37ä» I 2 1/  3 ■27»,

E in k a u f ...................................... 337 » S® 6 6 7 , 8 3 7 » IOO 1337»

L a g e rb e s ta n d ........................... 3 3 7 , SO 6 6 V 3 8 3 7 , IOO 1 3 3 7 ,

=- Lagerum sch lag  m a l I I I I I I

E rre ichung  eines solchen Lagerum schlages über­
haupt w ertlos  ist, und  eine derartige  Um satzerhöhung 
u topisch ist.

Das B ild  V  m ild e rt zw ar die Sache durch  den pro­
zentual wachsenden Lagerbestand, aber durch den fa lle n ­
den A ufsch lag  bei g le ichze itigem  Steigen des Umsatzes 
b le ib t die S tru k tu r ebenfalls u topisch. In  die S tru k tu r  
dieser beiden le tz ten be triebsw irtscha ftlichen  B ilde r aber 
w o llen  die neunm al geriebenen Geschäftem acher m it 
Gewalt e indringen , und wer sich in  die Verhältn isse 
h ine indenken kann, w ird  überzeugt sein, daß ihnen  ih r  
Vorhaben n ic h t gelingen kann , sie ble iben im  A n fang  
stecken und
die Leidtragenden sind die Lieferanten,
au f deren Kosten solche E xperim ente  gem acht werden. 
Stünde der R aum  zu r V erfügung, dann w ürden  w ir  auch 
die Beeinflussung der K o s te n s tru k tu r durch  solche M an i­
pu la tionen  zeigen, so müssen w ir  uns dam it begnügen, 
zu zeigen, w ie  die K osten lin ie  weggefressen w ird , wenn 
der vorausgesetzte m ehrfache Um satz n ic h t e rre ich t 
w ird .

Abfallend um je 10%:
U m s a t z U m s a t z A u f s c h l a g V e r l u s t  an

i. E inkaufs- i. Verkaufs-
wert wert Kosten Gewinn Gewinn Kosten

400 450 45 5 — —
360 405 45 — 5 —
320 360 40 — 5 5
280 315 35 — 5 10
240 270 30 — 5 15
200 225 25 — 5 20
160 180 20 — 5 25
120 135 15 — 5 30
100 112,5 12,5 5 3 2 ,5

Diese Tabelle h a t aber zu r Voraussetzung, daß der 
R ückgang in  den beiden W arenka tegorien  g l e i c h -  
m  ä ß i g is t; er w ürde sich m ilde rn , w enn er überw iegend 
die K a tegorie  % b e trifft, und w ürde sich verschärfen, 
wenn er die K a tegorie  i ,  die no rm a l ausgezeichneten 
W aren , b e trifft. D ie K unden haben n a tü r lic h  dann einen 
V o rte il, wenn sie entweder die W are  zu g leichen Teilen 
oder aber vorw iegend die W are  % kau fen . Der V o rte il 
des Händlers is t in  jedem  Falle  fra g lich , denn selbst, 
wenn es ih m  gelingen sollte, den U m satz durch  die M an i­
pu la tio n  um  6o%  zu erhöhen, was w irk lic h  schon eine 
Le is tung  wäre, so arbe ite t er gegenüber der N o rm a l­
k a lk u la tio n  noch im m er m it e inem  V e rlus t von 30% . 
Aber den bezahlt ganz gewiß n ic h t er, sondern den muß 
nachher im  V erg le ichsve rfah ren  oder im  K o n ku rs  der 
L ie fe ra n t bezahlen. A lle  die jenigen, die deshalb in  den 
Zeitungen  die „M e thode  1 plus % “  ankünd igen , so llte  
m an sich besonders m erken.
Die Konkursrichter aber auch die Lieferanten bei 

Zahlungseinstellungen
bzw. Zw angs- oder fre iw illig e n  V erg le ichen, so llten  neben 
der B u ch fü h ru n g  in  jedem  Falle  auch die Betriebsweise, 
die K a lk u la tio n  nachprü fen  lassen. W o sich heraus­
s te llt, daß jem and a u f diese W eise sein Schäfchen ge­
schoren ha t, n u r u m  Geld zu m achen, der gehört un ­
w e ige rlich  vo r den S tra frich te r, denn es hande lt sich n ich t 
um  eine bloße Schleuderei, sondern um  w issentlichen 
B etrug. E s  i s t  a n  d e r  Z e i t ,  d a ß  m i t  a l l e n  
u n s a u b e r e n  G e s c h ä f t s m e t h o d e n  a u f ­
g e r ä u m t  w i r d .  R icha rd  B r a u n s .
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Zeitgemäße Steuerarbeiten /  Was das Gesetz sagt

Was ist Jahresrohmiete
zw angbew irtschafte ter bebauter Grundstücke?  (vg i. H e ft 18 s. 280 un te r iv  ziff. 7b zu aa).

A m  2. A ugust ( in  W o rte n : z w e i t e n  August) w urde 
der Ö ffe n tlichke it e in  E rlaß  des R F M . 0  2150— 22 I I I  
vom  28. 7. 1931 übergeben, der h in s ic h tlic h  der F ris ten  
fü r  die Abgabe der V erm ögenserk lärung usw. folgendes 
sagt:

D urch  die V ero rdnung  des Reichspräsidenten vom  
18. J u li 1931 gegen die K a p ita l-  und S teuerflucht (R eichs- 
gesetzbl. I  S. 373) is t die F ris t zu r Abgabe der Vermögens­
e rk lä ru n g  bis zum  31. J u li  1931 ve rlänge rt w orden ; ich  
weise nochm als darau f h in , daß d e m n ä c h s t  durch 
eine weitere V ero rdnung  gegen die K a p ita l-  und Steuer­
f lu c h t bezeichneten B ete iligungen b i s  z u m  3 1. A  u g. 
1 9 3 1  ve rlänge rt werden.

Diese V erlängerungsverordnung lag bis zum  13. A ugust 
noch n ic h t vo r. W enn m an bedenkt, daß durch  § 7 Abs. 3 
der K a p ita lf lu c h t Verordnung vom  18. J u li 1931 die V er­
säum ung der bis dah in  gü ltigen  F ris t vom  31. J u li  u n te r 
U m ständen m it  Z uch thaus  bis zu 10 Jahren  bestra ft 
werden konn te , dann is t es une rfin d lich , daß e in  E rlaß , 
der die F ris tve rlä ng e ru n g  überhaupt erst an kü nd ig t, erst 
am  2. A ugus t übersandt w ird . E in  geregelter Nach­
rich tend iens t is t u n te r diesen Um ständen überhaup t n ic h t 
m ehr sicher gestellt. Jedenfa lls n ich t, sow eit die Fach­
presse in  B e trach t kom m t.

D ie angekündig te  F ris tve rlä ng e ru n g  g ib t aber die 
M ö g lich ke it, au f ein ige Fragen zu r V erm ögenerk lärung  
e inzugehen, die nach den A n fragen  aus dem Leserkreis 
besondere Z w e ife l e rreg t haben (vg l. auch Seite 383).

E in  um fangre iche r E rlaß  zu r E inhe itsbew ertung  und 
V erm ögensteuerveran lagung 1931 beschäftig t sich aus­
fü h r lic h  m it  e iner A nzah l F ragen, die m it  der Bew ertung 
zw angbew irtscha fte te r G rundstücke Zusammenhängen, 
die bereits im  R ahm en der ganzen Frage der E in h e its ­
w e rtfes ts te llung  au f den 1. 1. 1931 in  H e ft 18, S. 277/282, 
e rö r te rt w urden . In
die Erörterungen über die Jahresrohmiete
werden nachstehend am  gegebenen O rt ein ige Bem er­
kungen des Erlasses eingeschaltet, die im  H in b lic k  a u f die 
B ehandlung der Betriebsgrundstücke von Interesse sind.

G rundsä tz lich  is t nach § 17 Abs. 1 Satz 1 der Bewer­
tu n g  die R ohm iete  zugrunde zu legen, die von  den M ie te rn  
fü r  das K a le n d e rjah r 1931 nach dem Stande vom  I .  Ja ­
n u a r 1931 fü r  das G rundstück zu e n trich te n  ist, wobei die 
von  den M ie te rn  außer der e igen tlichen  M iete übernom ­
m enen V e rp flich tungen  (z. B. Übernahm e von  Repara­
tu ren ) einzubeziehen sind. Aus der Fassung der vo r- 
bezeichneten B estim m ung e rg ib t sich, daß es n ic h t darau f 
an ko m m t, was die M ie te r ta tsäch lich  an M iete en trich ten , 
sondern darau f, was sie nach dem am  1. Januar in  K ra f t  
be find lichen  V e rtrag  zu e n trich ten  haben; M ie tausfä lle  
haben daher außer B e trach t zu ble iben. L ie g t der F a ll 
a lle rd ings so, daß der M ie te r seit geraum er Z e it m it  s t i l l ­
schweigendem  E inve rs tändn is  des Verm iete rs eine n ied­
rigere M iete als die in  dem an sich maßgebenden V e rtrag  
bedungene e n trich te t, so w ird  m an zu erwägen haben, 
ob h ie r n ic h t der V e rtrag  stillschw e igend geändert is t. 
Fa lls  diese Frage zu bejahen ist, w ird  die n iedrigere M iete, 
sofern sie n ic h t n u r als vorübergehend anzusehen ist, 
zugrunde zu legen sein.

Um den gerade in diesem Jahr vielfach eingetretenen 
Mietherabsetzungen Rechnung zu tragen

is t im  § 17 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen, daß M ietände­
rungen, die bis zum  30. J u n i e ingetreten sind oder die 
nach dem Stande am  30. J u n i m it  S icherhe it noch im  
Laufe  des K a lenderjahres 1931 e in tre ten  werden, bei der

Bew ertung  zu berücksich tigen  sind. R F M . w e ist darauf 
h in , daß in  diesen F ä llen  nu r „e ine  B e rü cks ich tig un g “ , 
n ic h t ohne weiteres eine „Zug ru n d e le g u ng “ , der neuen 
M iete vorgeschrieben is t. Es w ird  also zu p rü fen  sein, 
ob die neue M iete als n ic h t n u r vorübergehende M iete 
ane rkann t werden kann . T r if f t  dies zu, so bestehen keine 
Bedenken dagegen, die neue M iete als Jahresrohm iete  
der Bew ertung  ta tsäch lich  auch zugrunde zu legen. Be­
trä g t z. B. die M iete bis Ende September 1931 jä h r lic h  
RM . 5000.—  und stand bis zum  Ende der S teuererklä­
rungs fris t, d. h. bis zum  30. J u n i 1931, bere its fest, daß 
sie s ich  ab 1. O ktober 1931 n ic h t n u r vorübergehend a u f 
R M . 3000.—  jä h r l ic h  erm äßigen .w ird , so is t die neue 
Jahresrohm iete  von  R M . 3000.—  bei der B ew ertung  zu 
berücksich tigen . Z u r Verm e idung au fgetre tener Z w e ife l 
w ird  ausd rü ck lich  da rau f h ingew iesen, daß in  einem
solchen Falle  n ic h t etwa %  von  R M . 5000.------ j- %  von
RM . 3000.—  als Jahresrohm iete  zu be rücks ich tigen  sind. 
H ande lt es sich dagegen um  eine sogenannte K risenm iete , 
d. h . u m  eine n u r a u f ku rze  Z e it ve re inbarte  M iete, von 
der anzunehm en ist, daß sie sich nach A b la u f des M ie t­
vertrages w ieder e rhöh t, so is t der Bew ertung  e in  M ie t­
ve rtrag  zugrunde zu legen, der als n a chha ltig  angesehen 
werden ka n n . Bei B eu rte ilu ng  der Frage, ob am  30. J u n i 
feststeht, daß sich die R ohm iete  noch im  Laufe des K a le n ­
derjahres 1931 ändern w ird , is t n ic h t engherzig zu ver­
fahren . Es is t zu r A nw endung dieser B estim m ung n ic h t 
no tw end ig , daß am  30. J u n i die neue R ohm iete  bereits 
rechnungsm äßig bekann t is t. Es genügt v ie lm e hr, daß 
led ig lich  die Tatsache e iner Sendung am 30. J u n i fest­
steht.

S e lbstverständ lich  g ilt  Abs. 1 Satz 2 n ic h t n u r fü r 
F ierabsetzungen, sondern auch fü r  E rhöhungen der 
Jahresrohm iete .
Gegenstand der Bewertung ist das Grundstück

im  Sinne des § 54 RBewG.
H in s ic h tlic h  der genannten Paragraphen und bezüglich  

der Z u g e h ö rigke it von F ab rikg ru n d s tü cke n  zum  Betriebs­
verm ögen sind fo lgende B em erkungen des Erlasses, was bei 
dieser Gelegenheit h ie r e ingescha lte t sei, von Interesse:

D er b isherige § 26 Abs. 3 is t gestrichen w orden. Gegen­
stände, die e inem  anderen als dem E igen tüm er zum  Be­
triebe eines Gewerbes dienen, e rha lten  also h ie rdu rch  
noch n ic h t die E igenschaft als Betriebsverm ögen. H ie r­
aus e rg ib t sich insbesondere, daß das einem  P riv a tm a n n  
gehörige, aber an einen Gewerbetreibenden 
vermietete oder verpachtete Fahrikgrundstück
n ic h t m ehr als B e triebsgrundstück, sondern als gewöhn­
liches G rundstück anzusehen ist. W ie  derartige  G rund­
stücke fü r  die A u fb ringungsum lage  zu behandeln sind, 
w ird  in  den D u rch füh rungsbestim m ungen  zur A u f­
b ringungsum lage  1931 geregelt.

Z u  § 45 fü h r t  der E rlaß  folgendes aus: Diese (schon in  
H e ft 18, Seite 280 u n te r IV  Z iff.  7 zu a wiedergegebene) 
V o rs c h rift is t neu. Ih re  Bedeutung lie g t vo r a llem  darin , 
daß sie
eine Begriffsbestimmung für Betriebsgrundstücke
au fs te llt, an der es frü h e r ge feh lt ha t. E ine m a te rie lle  
Ä nderung  gegenüber der b isherigen Regelung besteht 
da rin , daß nach dem a lten  § 31 Abs. 3 M aschinen sowie 
sonstige V o rrich tu n g e n  a lle r A r t,  die zu e iner Betriebs­
anlage des G rundstücks verw endet sind, n u r dann n ic h t 
zum  G rundstück zu rechnen w aren, wenn sie als Z u ­
behör ga lten, w ährend  sie nach der neuen R egelung auch 
dann ausgeschieden werden müssen, w enn sie wesent-



liehe Bestandteile des G rundstücks sind. H ie rnach  ha t 
also z. B. e in  eingebauter Dam pfkessel bei der Feststel­
lung  des E inhe itsw e rts  des Betriebsgrundstücks unbe­
rü c k s ic h tig t zu ble iben und is t als bew eglicher Gegen­
stand des Betriebsverm ögens zu bewerten.

Ferner is t in  § 45 Abs. I  N r. 1 Abs. 2, 3 k la rges te llt, 
daß zw ar g rundsä tz lich
die grundstückgleichen Berechtigungen
als Betriebsgrundstücke gelten, daß aber gerade h in s ich t­
lic h  der w ich tig s te n  g rundstückg le ichen  Berechtigungen 
eine Ausnahm e von diesem G rundsatz gem acht w ird . 
H in s ic h tlic h  des M inera lgew inn rech ts  (insbesondere Berg­
w erkseigentum s) , der A bdeckere igerechtigke it und  son­
stiger Berechtigungen, deren Ausübung a lle in  schon ein 
Gewerbe begründen w ürde, is t n ä m lich  ausd rück lich  be­
s tim m t, daß sie n ic h t als Betriebsgrundstücke gelten, w ie 
sie auch, w enn sie n ic h t zum  Betriebsverm ögen gehören, 
n ic h t als G rundstücke anzusehen sind (§ 54 Abs. 2 Satz 1 
H albsatz 2). Diese Regelung hat zu r Folge, daß sie der 
G rundsteuer n ic h t un terliegen . T ro tzdem  w ird  fü r  diese 
Rechte e in  E in h e itsw e rt gesondert festgeste llt (§ 214, 
N r. 1, 2 und  § 220 Abs. 1 N r. 2 AO . 1931 und § 7 N r. ib ,  c, 
§ 8 Nr. ib ,  c der Steuerausschuß Verordnung).

U nd sch ließ lich  zu § 54 (frü h e r § 34) fo lgendes:
D urch  die Änderungen, die gegenüber dem a lten  § 34 

vorgenom m en sind, w ird  led ig lich  eine Anpassung der 
B egriffsbestim m ung fü r  G rundstücke an die Begriffs­
bestim m ung fü r  die in  § 45 Abs. 1 N r. 1 bezeichneten 
Betriebsgrundstücke he rbe ige füh rt. A u f diese W eise 
w ird  e inm a l s ichergeste llt, daß n ic h t n u r bei e inem  eigen­
genutzten F ab rikg ru n d s tü ck , sondern auch 
bei einem vermieteten oder verpachteten Fabrikgrund­

stück,
das n ic h t als B e triebsgrundstück anzusehen is t, die Ma­
schinen usw . bei der B ew ertung  auszuscheiden sind, und 
fe rner, daß das M inera lgew innungsrech t usw ., w enn es 
n ic h t zum  Betriebsverm ögen zu rechnen is t, n ic h t etwa 
als G rundstück, sondern als Gegenstand des sonstigen 
Vermögens zu be trachten ist.

Demgemäß is t die Jahresrohm iete  maßgebend, die fü r  
den G rund und Boden e insch ließ lich  der Bestandteile 
(insbesondere Gebäude) und  des Zubehörs, jedoch ohne 
E inbeziehung der zu e iner Betriebsanlage verw andten 
M aschinen und  sonstigen V o rrich tu n g e n  a lle r A r t,  auch 
w enn diese wesentliche Bestandteile  s ind, zu e n trich ten  
is t. Der B ew ertung  eines G rundstücks, zu dem ein sub­
je k t iv  d ing liches R echt (z. B. e in A pothekenrech t) ge­
h ö rt, is t also n ic h t n u r die Jahresrohm iete  fü r  das Ge­
bäude zugrunde zu legen, sondern es is t die Jahresroh­
m iete fü r  das einen Bestandte il des G rundstücks bildende 
R echt in  die R ohm iete  e inzubeziehen. Andererseits sind 
solche in  der Jahresrohm ie te  entha ltenen  Beträge, die 
n ic h t als V e rgü tung  fü r  die Benutzung des G rundstücks 
als solche e n tric h te t werden, fü r  die Bew ertung  des 
G rundstücks auszuscheiden. Dies g ilt  vo r a llem  fü r  den 
F a ll, daß e in  F a b rikg ru n d s tü ck  verpach te t is t h in s ich t­
lic h  des M ietbetrages, der au f die M aschinen e n tfä llt. 

F ü r die Frage,
was als wirtschaftliche Einheit (Grundstück) oder 

wirtschaftliche Untereinheit (Betriebsgrundstück) 
anzusehen ist,

lassen sich a llgem eine R ic h tlin ie n  n ic h t au fste llen . Im  
a llgem einen w ird  m an  bei einem  größeren, rä u m lich  
zusam m enhängenden F abrikanw esen, das aus m ehreren 
Fabrikgebäuden, Lagerräum en und Verwaltungsgebäuden 
besteht, n u r e in  B e triebsgrundstück anzunehm en haben; 
entsprechend werden auch eine große A n za h l von  räum ­
lic h  zusam m enhängenden W erkw ohnhäusern  (A rb e ite r­
siedlung) zusamm enzufassen sein.

Nach § 17 Abs. 2 Satz 3 R B e w .V S t.D B . 1931 haben 
die vom Vermieter nach landesrechtlichen Vor­

schriften auf die Mieter umlegbaren Beträge an 
Grundsteuer

einsch ließ lich  Gemeindezuschlägen bei der E rm itt lu n g  
der Jahresrohm ie te  außer A nsatz zu b le iben. R F M . h a t 
ke ine Bedenken dagegen, daß die Landesfinanzam ts-
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Präsidenten diesen Um lagen ähn liche Umla.gebeträge 
(vg l. §§ 2 1 ,  22 des Reichsmietengesetzes) insow e it g le ich ­
stellen, als es sich u m  wesentliche Beträge hande lt und 
als dies fü r  die betreffende Gemeinde (den G em eindeteil) 
w ir ts c h a ft lic h  ge rech tfe rtig t und zu r H e rbe ifü h ru ng  einer 
gle ichm äßigen Bew ertung  geboten erscheint.

W as die vom  V erm ie te r nach landesrechtlichen V o r­
sch rifte n  a u f die M ie te r um gelegten G rundsteuerbeträge 
an lang t, so haben diese bei der E rm itt lu n g  der Jahres­
rohm iete  n ic h t n u r dann außer Ansatz zu ble iben, wenn 
sie a u sd rück lich  um gelegt werden, sondern auch dann, 
wenn eine Festm iete ve re inba rt is t, da in  dieser die u m ­
legungsfähigen Beträge en tha lten  sind.

B ezüglich  der
Ausscheidung von Vergütungen für Betriebskosten
fü r  F ah rs tu h l, W arm w asserversorgung und Z e n tra l­
heizung (Abs. 2) is t darau f h inzuweisen, daß diese Be­
s tim m ung  sich led ig lich  auf die e igen tlichen  Betriebs­
kosten bezieht. Es sind also fü r  den F a h rs tu h l led ig lich  
die Kosten fü r  den Strom , fü r  die W arm w asserversorgung 
und Z en tra lhe izung  led ig lich  die K osten fü r  das H e iz­
m a te ria l, dagegen n ic h t etwa eine A m ortisa tionsquo te  
fü r  die neue A nlage eines Fahrs tuh ls  oder e iner Z e n tra l­
he izung auszuscheiden.

F ü r  eigengenutzte, ungenutzte,

am 1. Januar 1931 leerstehende oder bis zum 30. Juni 
1931 frei werdende Räume

’ st die erzie lbare Jahresrohm iete  e inzusetzen; bei der 
Schätzung der erzie lbaren Jahresrohm ie te  is t die a u f 
G rund eines in  le tz te r Z e it geschlossenen M ie tve rtrages 
fü r  g le icha rtige  Räum e zu entrich tende M iete zu berück­
s ich tigen . In  solchen Ländern, in  denen brauchbare  
landesrechtliche U nte rlagen  (z. B. die fü r  die Zw ecke 
der Gebäudeentschuldungssteuer festgesetzte Friedens­
m iete) vorliegen , können  diese bei der E rm itt lu n g  der 
Jahresrohm iete  von  un - oder e igengenutzten Räum en 
ve rw erte t werden.

S c h w i e r i g  w i r d  v i e l f a c h  d i e  E r m i t t ­
l u n g  der erzie lbaren Jahresrohm iete  fü r

eigengenutzte Fabrikgrundstücke
sein, da es h ie r, jeden fa lls  au f dem Lande, m eist an einem  
V erg le ichsob jekt feh len w ird . Von  einem  F ina n za m t is t 
bei der E inhe itsbew ertung  1928 m it  gutem  E rfo lg  fo lgen­
des V e rfah ren  zwecks E rm itt lu n g  der R ohm iete  bei 
F ab rikg runds tücken  eingeschlagen w orden :

D ie zu dem Fabrikanw esen gehörigen Gebäude werden 
je nach der bau lichen  Beschaffenheit und der Verw en­
dungsm ög lichke it fü r  Zwecke des Betriebes im  Benehmen 
m it dem U nte rnehm er in  verschiedene Klassen e inge te ilt. 
Aus einem  Lageplan e rg ib t sich jew e ils  die Q uadra t­
m eterzah l der bebauten F läche, die Z a h l der S tockw erke 
und die K u b ik m e te r um bauten Raumes, so daß sich die 
N utzfläche h ieraus errechnen lä ß t; h ie rbe i is t je  nach der 
B a u a rt der Gebäude e in  verschiedener H undertsa tz  fü r  
die M auerstä rken  (U m fassungswände, M itte lw ände  und 
Trennwände) abzuziehen, der zw ischen 5 und 15%  
schw ankt. Z u r  E rm itt lu n g  der R ohm iete  werden n un  
die vorhandenen F lächen m it  dem fü r  1 qm  N utzfläche 
erzie lbaren M ie tsatz ve rv ie lfa ch t. A uch  fü r  k le ine re  Ge­
m einden werden sich, w enn m an die U nte rlagen  aus 
einem  größeren B e z irk  sam m elt, stets eine Reihe ver­
g le ichbarer ve rm ie te te r Räume finden, so daß es durchaus 
m ög lich  is t, den M ie tsa tz fü r  1 qm  je nach der A usn u tz ­
b a rke it der e inzelnen Räume zu e rm itte ln . D ie Groß­
betriebe haben sogar v ie lfach  selbst M ie tve rträge  abge­
schlossen, so daß sie eigene Zahlenangaben machen 
können. D ie  M ietsätze müssen nach der V e rw endbarke it 
fü r  Betriebszwecke abgestu ft werden, wobei der M ie t­
satz fü r  B üroräum e regelm äßig höher anzusetzen is t als 
der M ie tsatz fü r  F ab rik räu m e  und der M ie tsatz fü r  F a b rik ­
räum e w iederum  höher als der M ie tsa tz fü r  Lagerräum e. 
Das F ina n za m t is t der A u ffassung, daß, w enn in  dieser 
W eise bei e in igen Betrieben ve rfah ren  w ird , die gesam­
m elten  E rfah rungen  bald eine A b kü rzu ng  des V erfahrens 
durch  Verg le ich  der eingeschätzten und der noch e inzu­
schätzenden Betriebe erm öglichen.
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10 B Industriebe lastung
4. Jahrgang, H e ft 24 A u fb r in g u n g
20. A ugust 1931 n R echnungsjahr 1931

„Der Pflichtige
kann mit dem Einwand........

Es ist eine neue, ich glaube XV. Durchführungs­
verordnung zum Aufbringungsgesetz (x. Durch­
führungsverordnung zur Aufbringungsumlage 1931 
vom 28. Juli 1931) da. Gleichzeitig bespricht RFM. 
in einem Erlaß die wesentlichsten Gesichtspunkte 
der neuen Verordnung. Beide, Verordnung und 
Erlaß, werden wieder so spät vorgelegt, daß eine 
rechtzeitige eingehende Unterrichtung der Pflich­
tigen, wie w ir das jetzt dauernd erleben, nicht mehr 
möglich ist.

Die „voraussichtlich nur noch einige Jahre“  zur 
Erhebung kommende Aufbringungsumlage bringt 
diesmal danach folgendes:

1. Wer ist vorauszahlujagspflichtig ?

Vorauszahlungspflichtig sind grundsätzlich alle 
Unternehmer, die den zweiten Teilbetrag der Auf­
bringungsumlage für das Rechnungsjahr 1930 zu 
entrichten hatten.

Am 15. August 1931 haben die aufbringungs­
pflichtigen Unternehmer den gleichen Betrag, den 
sie am 15. Februar 1931 als zweiten Teilbetrag der 
Aufbringungsumlage für das Rechnungsjahr 1930 
zu zahlen hatten, als Vorauszahlung auf die Auf­
bringungsumlage für das Rechnungsjahr 1931 zu 
entrichten.

Einen gleich hohen Betrag haben am 15. Fe­
bruar 1932 diejenigen Unternehmer als Voraus­
zahlung zu leisten, die bis zu diesem Zeitpunkt den 
Bescheid über die Höhe der Aufbringungsumlage 
für das Rechnungsjahr 1931 noch nicht erhalten 
haben. (§ 1 XV. DV.)

Die Vorauszahlungspflicht entfällt jedoch in den 
Fällen, in denen die Voraussetzungen der persön­
lichen Aufbringungspflicht im zweiten Kalender­
halbjahr 1930 fortgefallen sind, so daß sie am
1. Januar 1931 nicht mehr bestanden (§2 Abs. 1). 
Ebenso würde für den Fall, daß am 15. Februar 1932 
einem Pflichtigen der endgültige Aufbringungs­
bescheid noch nicht zugegangen ist, dieser den 
zweiten Teilbetrag der Vorauszahlungen dann nicht 
zu entrichten brauchen, wenn die Voraussetzungen 
der persönlichen Aufbringungspflicht am 1. Juli 1931 
nicht mehr Vorgelegen haben. (§ 2 Abs. 2.)

2. Wer ist befreit?

a) Grundstückverwaltungsunternehmen.

Befreit sind Unternehmungen der im § 44 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 des Reichsbewertungsgesetzes vom 
22. Mai 1931 bezeichneten Arten, deren ausschließ­
licher Zweck die Verwaltung und Nutzung eigener 
bebauter Grundstücke ist (Grundstückverwaltungs- 
unternehmungen).

Die Befreiung g ilt nicht für Unternehmungen, zu 
deren Vermögen bebaute Grundstücke gehören, die

nicht gehört werden“
nach Bauart und Einrichtung typische Geschäfts­
häuser (z. B. Fabrikgebäude, Lagerhäuser, Waren­
häuser, Kontorhäuser u. dgl.) sind.

Unternehmungen der im § 44 Abs. 2 Nr. 1 des 
Reichsbewertungsgesetzes bezeichneten Arten, deren 
Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieb gerichtet ist.

b) Geschäftshausbesitzer sind nicht befreit.
aa) Zu den Befreiungsbestimmungen des § 3 be­

merkt RFM., daß sie sich im wesentlichen m it der 
bisherigen Regel decken. Von der Befreiung sind 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 DV. ausgenommen 
Unternehmungen, zu deren Vermögen bebaute 
Grundstücke gehören, die nach Bauart und Ein­
richtung typische Geschäftshäuser (z. B. Fabrik­
gebäude, Lagerhäuser, Warenhäuser, Kontor­
häuser u. dgl.) sind.

bb) Aber auch für die natürlichen Steuerpflich­
tigen, die derartige typische Geschäftshäuser be­
sitzen, ist nach RFM. eine Änderung der Rechts­
lage nicht eingetreten. Die Verwaltung und Nutzung 
eines solchen Grundstücks stellt ein Gewerbe dar, 
so daß das Grundstück einen gewerblichen Betrieb
i. Si. des § 44 Abs. 1 RBewG. bildet. Dieser Stand­
punkt ist im  übrigen auch insofern wirtschaftlich 
gerechtfertigt, weil andernfalls die natürlichen 
Steuerpflichtigen als Besitzer von Geschäftshäusern 
gegenüber den juristischen Personen einen unge­
rechtfertigten Vorteil haben würden; man denke 
hierbei insbesondere an

die folgenden 3 Fälle:
Das Geschäftshaus, in dem eine Warenhaus- 

G. m. b. H. ih r Geschäft betreibt, gehört:

1. der Warenhaus-G. m. b. H. selbst (zweifellos
aufbringungspflichtig);

2. einer besonderen Grundstücks-G. m. b. H. (zwei­
fellos aufbringungspflichtig);

3. einem natürlichen Steuerpflichtigen.

Falls in dem zu 3 bezeichneten Falle der Pflich­
tige gleichzeitig an der Warenhaus-G. m. b. H. be­
teiligt ist, käme übrigens auch eine entsprechende 
Anwendung des § 44 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 RBewG. 
in Betracht. Vorbehaltlich einer etwa abweichenden 
Auffassung des Reichsfinanzhofs und einer im B illig ­
keitswege getroffenen Anweisung unter cc) soll in 
rechtlicher Beziehung der Standpunkt vertreten 
werden, daß natürliche Pflichtige, die ein Geschäfts­
haus der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 DV bezeichneten 
A rt besitzen, der Aufbringungspflicht unterliegen.

cc) Was in den Fällen des Geschäftshausbesitzes 
den Billigkeitserlaß anlangt, so werden die bisher 
maßgebend gewesenen Richtlinien sinngemäß weiter 
angewendet. (Vgl. die Heftangaben im Inhalts-
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Verzeichnis dieses Heftes.) Für die Fälle, in denen 
auf Grund dieser Bestimmung nach den gegenwär­
tigen Verhältnissen eine tatsächliche Heranziehung 
zweifellos nicht in Frage kommt (weil ein w irt­
schaftlicher, vor allem durch persönliche Verbin­
dung begründeter Zusammenhang zwischen dem 
Eigentümer des überlassenen Gebäudes und der 
in ihm betriebenen Unternehmung nicht besteht), 
hat RFM. nichts dagegen einzuwenden, wenn von 
der Festsetzung und Aufforderung der Vorauszah­
lungen schon von vornherein abgesehen w ird; ein 
Billigkeitsgesuch braucht also in den völlig klar­
liegenden Fällen nicht erst abgewartet zu werden.

c) Gewerbetreibende, die den freien Berufen gleich­
stehen.

Der Abs. 2 des § 3 der neuen DV. betrifft die den 
Angehörigen der freien Berufe bisher gleich­
gestellten Gewerbetreibenden. Die Angehörigen der 
freien Berufe sind durch § 1 Abs. 3 Buchst, d Aufbr.- 
G.DV. I I  von der Aufbringungsumlage befreit.

Im  Hinblick hierauf sind durch die Rechtspre­
chung auch diejenigen Gewerbetreibenden von den 
Aufbringungsleistungen freigestellt worden, die 
durch § 10 RBewVSt.DB. 1925 (1928) den Ange­
hörigen der freien Berufe gleichgestellt worden 
waren (RFH. Bd. 24 S. 241 =  RStBl. 1929 S. 19 
Nr. 13). Der § 10 der bisherigen DB. ist inzwischen 
weggefallen. Es mußte daher, um in dieser Be­
ziehung den alten Rechtszustand aufrecht zu er­
halten, die Befreiung der freien Berufe ausdrücklich 
auf die gleichgestellten Gewerbetreibenden aus­
gedehnt werden. Dies ist im § 3 Abs. 2 DV. ge­
schehen .

Den nach § 1 Abs. 3 Buchst, d der zweiten Durch­
führungsverordnung zum Aufbringungsgesetz vom
4. Dezember 1925 (Reichsgesetzbl. I I  S. xi35)nicht 
aufbringungspflichtigen Angehörigen der freien 
Berufe werden solche Gewerbetreibende gleich­
gestellt, die eine den freien Berufen verwandte 
Tätigkeit ausüben, den freien Berufen aber deshalb 
nicht zuzurechnen sind, weil es entweder diesen 
Gewerbetreibenden an der erforderlichen Vor­
bildung fehlt oder weil es sich bei ihnen nur um 
Vorführung oder Lehre körperlicher, nicht künst­
lerischer Fertigkeiten handelt. Die Gleichstellung 
m it den freien Berufen ist ausgeschlossen, wenn der 
Gewerbetreibende die eigentliche Tätigkeit, die zur 
Gleichstellung seines Gewerbes m it den freien Be­
rufen Anlaß gibt, nicht überwiegend selbst aus­
übt.

Hierbei ist der Inhalt des bisherigen Abs. 2 des 
§ 10 RBewG.VSt.DB. 1925 (1928) lediglich des­
halb nicht m it aufgenommen worden, weil er sich 
bereits hinreichend eingebürgert hat und hierdurch 
entbehrlich geworden ist; sachlich wird also durch 
die Fortlassung dieser Vorschrift nichts geändert.

d) Freigrenze für das Osthilfegebiet.
Befreit sind aufbringungspflichtige Betriebe m it 

einem aufbringungspflichtigen Betriebsvermögen von 
nicht mehr als RM. 500 000.— , wenn der Ort der 
Leitung des Betriebes am 1. Januar 1931 in den 
folgenden Gebieten des Ostens liegt:

1. In der Provinz Ostpreußen;

2. von der Provinz Pommern in den östlich der
Oder gelegenen Teilen und in der Stadt Stettin;

3. in der Provinz Grenzmark Posen-Westpreußen;

4. von der Provinz Brandenburg in den östlich 
der Oder gelegenen Teilen und in der Stadt 
Frankfurt a. O.;

5. von der Provinz Niederschlesien in dem Regie­
rungsbezirk Breslau und in den Kreisen Bolken- 
hain, Freystadt, Glogau-Stadt, Glogau-Land, 
Grünberg-Stadt, Grünberg-Land, Hirschberg- 
Stadt, Hirschberg-Land, Jauer, Landeshut, Lieg­
nitz-Stadt und Liegnitz-Land;

6. in der Provinz Oberschlesien.

Hiernach findet also eine Zerlegung des Betriebs­
vermögens auf die Teile, die im Osthilfegebiet ge­
legen sind, und die anderen nicht statt. Die Be­
freiung tr it t  vielmehr, wenn der Ort der Leitung in 
dem bezeichneten Gebiet liegt, in vollem Umfange 
ein. Andererseits sind bei Betrieben, deren Ort der 
Leitung außerhalb dieses Gebiets liegt, auch die im 
Osthilfegebiet belegenen Teile des Betriebes nicht 
befreit.

Was die Freigrenze von RM. 500 000.— an­
langt, so wird diese vorläufig lediglich auf das zu­
letzt festgestellte und dem zweiten Teilbetrag der 
Aufbringungsumlage für das Rechnungsjahr 1930 
zugrunde gelegte aufbringungspflichtige Betriebs­
vermögen abgestellt werden. Sobald der Einheits­
wert auf den 1. Januar 1931 festgestellt ist, soll 
dieser für die Freigrenze zugrunde gelegt werden. 
Pflichtige, deren zuletzt festgestelltes Betriebs­
vermögen RM. 500 000.— übersteigt, können die 
Freistellung von der Vorauszahlung grundsätzlich 
nicht etwa im Hinblick darauf verlangen, daß der 
neue Einheitswert voraussichtlich nicht mehr als 
RM. 500 000.— betragen wird.

3. Wie hohe Vorauszahlung ?
Nach der neuen Verordnung entspricht die Vor­

auszahlung auf die Aufbringungsumlage des Rech­
nungsjahres 1931 dem am 15. Februar 1931 fällig 
gewesenen zweiten Teilbetrag der Aufbringungs­
umlage für das Rechnungsjahr 1930.

Nach RFM. kann also der Pflichtige m it dem Ein­
wand, daß der Einheitswert (Wert) seines gewerb­
lichen Betriebes nach dem Stande vom I. Jan. 1931 
niedriger sein wird als der zuletzt festgestellte Wert, 
grundsätzlich nicht gehört werden. Es müsse hier­
bei beachtet werden, daß die allgemeine Zugrunde­
legung der niedrigeren Werte von 1931 gegenüber 
1928, wie sie durch den endgültigen Aufbringungs­
bescheid vorgenommen werden wird, zu einer ent­
sprechenden Erhöhung des Umlageschlüssels führen 
müsse, wenn das gesetzlich festgelegte Aufkommen 
erzielt werden solle. Dazu ist kein Kommentar 
auch ein Kommentar.

4. Vorauszahlungsbescheid und Rechtsmittel.
Über die Höhe der Vorauszahlungen erteilt das 

zuständige Finanzamt einen schriftlichen Bescheid. 
Gegen den Bescheid sind die Berufung und die 
Rechtsbeschwerde nach der Reichsabgabenordnung 
gegeben. Bei werbenden Betrieben des Reichs, der 
Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) sind zur 
Einlegung der Rechtsmittel auch die Vorstände 
und Geschäftsführer der einzelnen Betriebe be­
fugt.
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Beleg und B ilanz $ 10 D Steueraufgabe N r. 8
4. Jahrgang, H e ft 24 Sa Bew ertung
20. A ugust 1931 n

Praktische Steuerschule /  S t e u e r a u f g a b e  N r. 8 (S teuerberater-K ursus)

L ö s u n g e n  erbittet die Schriftleitung bis zum 4. September. Zwei Arten von Buchprämien werden aus­
gesetzt für die 6 besten Lösungen:

1. Chenaux- Bepond, „Die Bilanz nach den neuesten Steuergesetzen“ .
2. Ein anderes Buch für Einsender, die bereits einmal oder mehrere Male Buchprämien erhielten. 
Diese neue Steueraufgabe betrifft ein Oebiet, über das in der Praxis die widerspruchsvollsten Ansichten

auftreten. I h r  p e r s ö n l i c h e r  V o r t e i l  ist es, durch Beteiligung an der Lösung Klarheit zu ge­
winnen und vermeidbare Ausgaben zu ersparen.

Einige neue Fälle zum Bewertungsproblem.
1. E ine A .-G . ka u fte  am  I .  4. 1930 e in  G rundstück 

m it  einem  W ohnhaus, das sie fü r  die U n te rb rin g u ng  
ih re r  V e rw a ltu n g  benutzen w o llte . F ü r die in  diesem 
Haus wohnenden F a m ilie n  erw arb  die A .-G . W ohnungen 
in  einem  Neubau. Sie bezahlte h ie r fü r  R M . 10 000.— . 
D ie  A .-G . wandte  fe rne r fü r  den U m bau des erw orbenen 
W ohnhauses RM . 75 000.^— auf. Nach F e rtig s te llu n g  
des Um baus is t m it  e iner R estnutzungsdauer des Ge­
bäudes von  50 Jahren  zu rechnen.

W ie  w ürden  Sie diese beiden Ausgabeposten in  den 
handelsrech tlichen  und K örperscha fts teuerb ilanzen  der 
A .-G . behandeln?

2. E in  G roßhändler ha tte  in  seiner hande lsrech tlichen  
B ilan z  fü r  den 31. 12. 1929 einen Posten W aren , die er

fü r  R M . 70 000.—  gekauft hatte, m it  dem W iederbeschaf­
fungspreise am  Stichtage, nä m lich  m it  R M . 52 000.— , 
bewertet. D er V erkau fspre is  hä tte  an diesem Stichtage 
RM . 65 000.—  betragen. In  seiner E inkom m ensteuer­
e rk lä ru n g  fü r  den S teuerabschn itt 1929 is t der Groß­
händler von  der handelsrechtlichen B ew ertung  n ic h t ab­
gew ichen.

Später, aber noch v o r R e ch tsk ra ft der E inkom m en­
steuerveran lagung 1929, ha tte  der K a u fm a n n  seine 
handelsrechtliche B ilanz  geändert, indem  er diese W aren­
bestände n ic h t m it  dem W iederbeschaffungspreise am 
Stichtage (R M . 52 000.— ) bewertete, sondern m it 
RM . 66 000.— . ( In  beiden F ä llen  w a r das B ilanzergebnis 
ein V e rlus t.) D er G roßhändler begründete die Zu läss ig ­
k e it dieser B ew ertung  dam it, daß der Anschaffungspre is 
n u r wegen besonderer Um stände am  B ilanzs tich tage  so 
n ied rig  gewesen sei. E in  T ru s t habe Kam pfpre ise  gegen

Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 24 
20. A ugust 1931 f i

2 Börse
A u sb lic k  (9)

Wie steht das Börsen=Barometer ? (abgeschlossen vo r dem 9. 8. 1931)

Seit den le tz ten  W ochen des M ißvergnügens sieht alles 
m it  Sorge a u f die k ü n ft ig e  E n tw ic k lu n g  der deutschen 
P o lit ik  und W irts c h a ft. D ie F ragen: „B le ib t  die W äh ru n g  
fe s t? “ , „B r ic h t  die W ir ts c h a ft zusam m en?“ , „G ib t  es 
e inen S taa tsbankero tt? “ , „S in d  die Börsenwerte noch 
etwas w e rt und geht unser Geld ve rlo re n ? “ , h ö rt m an 
übe ra ll, und da, wo m an sie ausnahmsweise n ic h t ver­
n im m t, schw ingen sie fast kö rp e rlich  fü h lb a r in  der L u ft.

W ir ,  die w ir  von A n fa n g  an gew arn t und da rau f h in ­
gewiesen haben, daß die moderne W ir ts c h a ft ke in  nu r 
m eh r oder m inder g u t zu  schm ierender und dann selbst­
lau fender M echanism us, sondern ein lebendiges O rgan des 
V o lkskörpers ist, dessen F u n k tio n ie re n  abhängig  b le ib t 
von  dem W o h l- oder Übelbefinden dieses V o lkskö rpe rs  
(diese w iederum  von der inneren  Beschaffenheit und Ge­
sundhe it, dem r ich tige n  Gebrauch seiner K rä fte  zu r Über­
w in d u n g  äußerer H indern isse, die sein Leben und som it 
auch den A b la u f seiner Lebensäußerungen bedrohen, be­
schneiden oder un terb inden . Ü bertragen: Innen - und 
A u ß e n p o lit ik ) ; w ir , die w ir  w arnten ,

als gewisse Stellen in rosigstem Optimismus machten
u n d  so die E rke n n tn is  (als Voraussetzung jeder Besse­
rung) ve rh inde rten , w ir  weisen da rau f h in , daß nach der 
je tz igen  E n tw ic k lu n g  ke in e rle i Sorge m ehr besteht!

Dies in  dem Sinne, daß w iederum  Verm ögen ve rlo ren  
gehen und au f diese W eise w ieder E n te ignungen die Folge

einer jahrzehn te langen  M iß w irtsch a ft und steuerlichen 
Überspannung sein w erden! V ie lm e h r w ird  sich in  abseh­
barer Z e it eine Neuordnung durchsetzen, welche A us­
beutern die M ö g lich ke it zu w e ite re r vo lkverderbender 
T ä tig k e it n im m t.

D ie vergangenen W ochen des inne ren  Z ah lungsm ora ­
to riu m s  und  der R a tion ie rung , die in  der W e lt ohne Bei­
spiel dastehen, haben die W ir ts c h a ft

um die vervielfachte Zeitspanne zurückgeworfen.
A ber auch Eng land  spü rt die Folgen m anche rle i W a n ­

ke lm utes und  seines gelegentlichen versteckten Spiels, m it  
dem es F ra n k re ich  gegen D eutsch land un te rs tü tz te . 
W enn  Snowden nach Zeitungsm eldungen k ü rz lic h  er­
k lä rte , „E n g la n d  drohe ke in  B a n k e ro tt“ , so kann  das im  
po litischen  S inn der D ip lom atensprache n u r allerhöchste 
A la rm be re itsch a ft he ißen; inzw ischen h a t es a lle rd ings 
von F ra n k re ich  (gegen welche Zugeständnisse?) eine A n ­
le ihe e rha lten . E in  England, das e inst die G e ldvo rhe rr­
scha ft in  der W e lt besaß, das dann von A m e rik a  und 
je tz t von  F ra n k re ich  übe rflüge lt wurde, som it von  der 
ersten a u f die d r itte  Stelle zu rückge fa llen  is t.

D abei g ib t es einfache M itte l, F ra n k re ich  seiner V o r­
he rrscha ft zu en tk le iden . E ines davon is t die Aufgabe 
des Goldes als inneren  W ertm aßstabs und als W äh rungs­
grund lage, was n a tü r lic h  m it  anderen M aßnahm en ve r­
bunden sein m üßte. Z um  wenigsten w ürde diese schärfste
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eine ih m  läs tig  werdende K o n ku rre n z  e inge füh rt. Nach­
dem die K o n ku rre n z  in fo lge  dieser P re isp o lit ik  zusamm en­
gebrochen sei, hä tte  der T ru s t die Preise w ieder m it  ih re r 
frühe ren  Höhe festgesetzt. E r  w äre berech tig t gewesen, 
diese bere its am  B ilanzstich tage  vorauszusehende Maß­
nahm e in  seiner Bew ertung  zu berücksichtigen.

Das F ina n za m t h ä lt  diesen S tandpunkt au f G rund des 
§ 40 Abs. 2 H G B . fü r  u n ric h tig . W ie  denken Sie über 
diesen F a ll?

3. E ine  G. m . b. H . ha tte  in  ih ren  handelsrechtlichen 
B ilanzen  eine A u fw e rtungshypo thek  m it  R M . 20 000.—  
g e füh rt. Diese A u fw e rtungshypo thek  w a r am  1. I .  1932 
zur R ückzah lung  fä llig .  Im  Jahre 1930 e in ig te  sich die 
G. m . b. H . m it  dem H ypo thekeng läub iger über eine 
frü h e r vorzunehm ende A uszah lung  der H yp o th ek . Diese 
e rfo lg t am  1. 10. 1930 m it  RM . 18 000.— .

D ie G. m . b. H . setzt von ih rem  handelsrechtlichen 
G ewinn den B etrag von R M . 2000.—  bei der E rm itt lu n g  
des steuerp flich tigen  E inkom m ens ab m it  der B egrün­
dung, daß nach der Rechtsprechung des R F H . aus höherer 
oder geringerer A u fw e rtu n g  gegenüber e iner frühe ren  
anderen A nnahm e weder steuerlicher G ew inn oder V er­
lu s t entstehen dürfe .

Das F inanzam t w i l l  diesen S tandpunkt n ic h t aner­
kennen, w e il es s ich n ic h t u m  eine abweichende A u fw e r­
tu n g  handle. W e r h a t rech t?

4. D er Besitzer e iner V e rle ih a n s ta lt von  P riva tau tos  
fü r  H e rre n fa h re r behä lt g rundsä tz lich  die neu gekauften 
A utos n u r 3 Jahre  in  seinem B e trie b ; dann v e rk a u ft er 
die überw iegend noch guten W agen an andere U n te r­
nehmen oder P riva tpersonen, m eist zu etw a 20%  ihres 
seinerzeitigen Anschaffungspreises.

Der Besitzer dieser A n s ta lt v e r t r i t t  nun  fü r  die Be­
messung der Absetzungen fü r  A bnu tzung  den Stand­
p u n k t, daß die N utzungsdauer der neu gekauften  W agen 
fü r  s e i n e n  B etrieb  n u r dre i Jahre betrage. E r müsse 
also berech tig t sein, w ährend  der Zeitdauer der voraus-
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W affe französischer V ersklavungsp läne und am e rika ­
nischer Beutegier abgestum pft.

Es w urde die Frage au fgew orfen , was geschehen wäre,

wenn der Hooverplan nicht gekommen wäre.
Nun, die Frage is t ü b e rh o lt, denn dieser P lan  kam  ja  ta t­
säch lich  n ic h t zum  D u rchb ruch , w enng le ich  er re in  s tim ­
mungsgemäß die SO S-Panik hinausschob. H in s ic h tlic h  
der W ä h ru n g  is t u n te r diesem G esichtspunkt grundlegend 
zu bem erken, daß eine stab ile  W ä h ru n g  (auch fü r  den 
A ußenverkehr s tab il) bei e iner zerschlagenen, „a u s ­
gesteuerten“  und sch ließ lich  n u r von  Schulden lebenden 
W ir ts c h a ft, e inem  d ito  Staats-, Länder- und Gemeinde­
hausha lt n ic h t zu erzw ingen und zu ha lten  is t. Uber die 
W ährungsfrage  haben w ir  an anderer Stelle a u s füh rlich  
be rich te t (Seite 369/372). W as nun den „n e u e n “  H oover­
p lan  b e trifft, nach welchem  die am erikan ischen Über­
schüsse an W eizen  und  B aum w o lle  zu „b i l l ig e n “  Be­
dingungen an D eutsch land v e rk a u ft werden sollen, so 
m e rk t m an den S inn dieser „ H i l f e “ , w enn m an überlegt, 
daß so die sonst um  der P re isregu lie rung  w ille n  zu ver­
brennenden Überschüsse an Getreide günstig  und w a h r­
sche in lich  auch bei Zollersparn issen ( fü r  die A m erikane r) 
un te rgebrach t werden und  außerdem noch e in  gutes 
Z insgeschäft gem acht w ird ;  ja , die W e lt weiß, w ie  sie 
D eutsch land rup fen  ka n n !

W enn w ir  a u f das frü h e r Gesagte zu rü ckg re ifen  und

bei Wiederöffnung der Börse

e i n e  B a i s s e  g r ö ß e r e n  A u s m a ß e s  erw arten  
(obw oh l dringende G roßverkäufe  an bezw. über die A us­
landsbörsen vorgenom m en werden ko n n te n ), so is t zu 
erwägen, w ie w e it solche M ög lichke iten  überhaupt e in- 
tre ten  können. So läß t es sich e rm ög lichen , daß die 
Ba isse-Spekulation überhaup t oder vorübergehend ve r­
boten w ird  oder die W irk u n g  des durch  sie herbe ige führten  
K u rs v e rfa lls  dadurch abgeschwächt w ird , daß bei jedem
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s ich tlichen  Verw endung der W agen eine jä h rlich e  A b ­
setzung fü r  A bnu tzung  von  3 3 % %  a u f den Anschaffungs­
preis vorzunehm en. Der beim  V e rk a u f der W agen ent­
stehende Veräußerungserlös w äre dann n a tü r lic h  dem 
G ew inn des Jahres, in  dem der V e rka u f s ta ttfinde t, v o ll 
als G ew inn zuzu füh ren .

Das F inanzam t v e r t r i t t  dagegen die A ns ich t, daß bei 
der Bemessung der jä h rlich e n  Absetzungen fü r  A b ­
nu tzung auch der nach d re i Jahren  vo rauss ich tlich  noch 
zu erzielende V erkaufspre is  zu berücksich tigen  sei, so daß 
die jä h rlic h e n  Absetzungen n u r a u f den Anschaffungs­
preis abzüglich  späteren V e rkau fsw ert zulässig seien.

W ie  ste llen Sie sich zu dieser Frage, wenn z. B. an­
genommen w ird , daß die W agen vom  neuen Besitzer 
auch noch 3 Jahre gefahren werden? W ie  denken Sie 
w e ite rh in  a llgem ein  über die Frage, ob bei der Bemessung 
der Absetzungen fü r  A bnu tzung  e in  S ch ro ttw ert zu be­
rücks ich tig e n  ist?

5. E ine O HG . ha tte  im  Jahre 1930 entdeckt, daß ih r  
P ro ku ris t seit 1926 Beträge unterschlagen hatte, die im  
einzelnen n ic h t m ehr festzuste llen w aren. E r ha tte  A us­
gaben doppelt gebucht und E innahm en n ic h t gebucht. 
D ie O H G . e rh ie lt von  dem P ro ku ris te n  als Schadens­
ersatz im  Jahre 1930 einen Betrag von  RM . 5000.— , au f 
welchen Pauschalbetrag m an sich gee in ig t hatte.

D ie  O H G . v e r t r i t t  nun  den S tandpunkt, daß sie die 
A n fangsb ilanz 1930, w enn m an etwa gleiche Höhe der 
Untersch lagungen in  den 5 Jahren  a n n im m t, in  der W eise 
berich tigen  könne, daß m indestens der Betrag von  
RM . 4000.—  als Forderung gegen den P ro ku ris te n  e in­
zusetzen sei. D adurch  w ürde das Anfangsverm ögen 1930 
um  diesen B etrag  e rhöh t, so daß n ic h t die ganzen er­
sta tte ten RM . 5000.—  als steuerp flich tige  E innahm en fü r 
1930 anzusehen seien, sondern n u r R M . 1000.— . H a lte n  
Sie das Verlangen der O HG. fü r  berech tig t?

D r. H . F. P l i n k e .

Geschäft vorherige D eckung ve rlan g t w ird  usw. D ie V o r­
aussetzungen und  Folgen einer Baisse könn ten  also e in ­
gedäm m t werden

a) durch  w eitere  Schließung der Börse,

b) durch V erbo t der Baisse,

c) durch  den E in t r i t t  der zu erw artenden Neuordnung,

d) durch  weiteres V erbot der Term ingeschäfte.

K äm e hingegen die Baisse zum  D u rchb ruch , so w ürde 
sie zw ar fü r  die Baissiers größten E rfo lg  verbürgen, 
g le ichze itig  aber außerordentliche B eun ruh igung  und 
W ir re n  h e rvo rru fe n .

Schließlich sei noch der Hausse-Antriebe gedacht:
D urch  die Steigerung des R e ichsbankdiskonts und die 
Notenmehrausgabe au f G rund der S o lida rha ftung  des 
A kzep t- und  G aran tiebank-K onso rtium s m üßte nach den 
he rkö m m lich en  Gesetzen der E n tw ic k lu n g  eine Verdoppe­
lu n g  bis V erd re ifachung  der W ertpap ie rkurse  e in tre ten . 
A u f die Frage „w a ru m “  a n tw o rte t die N otve ro rdnung  
sehr kategorisch, aber sonst die ta tsäch lichen  Gründe und 
V erhä ltn isse n ic h t ändernd. W ir  ha lten  beide obigen 
Regelungen n ic h t n u r fü r  fa lsch, sondern auch fü r  n u tz ­
los und  ge fäh rlich  im  w irtscha ftspo litischen  und w äh­
rungstechnischen Sinne. E ine D iskon te rhöhung  au f die 
phantastische In fla tion sza h l von 15%  belebt die W ir t ­
scha ft n ic h t n u r n ich t, sondern schädigt sie s tä rke r als 
die Tage der Sperre und w ird  n ic h t als A bw ehr-, sondern 
als A la rm s ig n a l gedeutet.

Im m e rh in : D i e  W e r t p a p i e r b e s i t z e r  m ö ­
g e n  e r s t  G e w i n n e  m i t n e h m e  n, bevor sie 
um zulegen beginnen —  sofern es dann noch no tw end ig  
und v o rte ilh a ft sein so llte , w orüber w ir  noch berich ten  
w erden.

D ir . J. L . K .
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A rbe itsve rtra g  
K u rz fr is t ig k e it (1)

Geschäft und Recht

„A uf Probe“ — „zur Aushilfe“ (1)

Z u r  Rechtsnatur be fris te te r A rbe itsverträge

Die R echtsfragen, die sich aus be fris te ten A rb e its ­
verträgen  ergeben, haben

bei der heutigen Wirtschaftslage erhöhte Bedeutung
gewonnen, sei es, daß bei Neueröffnung von  Betrieben 
oder bei no tw end ig  werdenden Neueinstellungen in  bereits 
lau fenden ' Betrieben zunächst n u r k u rz fr is tig e  A rb e its ­
verträge geschlossen werden, um  die w ir tsch a ftlich e  E n t­
w ic k lu n g  abzuw arten, sei es, daß in  Betrieben bei A u f­
tragsm angel K ünd igungen  e rfo lgen, und die A rb e its ­
verträge bei w ieder steigender K o n ju n k tu r  k u rz fr is t ig  
ve rlängert werden. V ie lfa ch  entstehen gerade aus der­
a rtig e n  V erträgen  S tre itig ke iten  und Prozesse vo r den 
A rbe itsgerich ten , da die Parte ien  es verabsäum en, k la re  
und  den gesetzlichen B estim m ungen entsprechende A b ­
m achungen zu tre ffen . Insbesondere ergeben sich v ie l­
fach  U n k la rh e ite n  über den B egriff der B eschäftigung 
a u f Probe und zu r A ush ilfe , die v ie lfach  m ite inande r ve r­
wechselt werden, obw ohl sie re ch tlich  v ö llig  verschieden 
sind. Es is t insbesondere u m s tr itte n , ob bei e iner A n ­
s te llung  a u f Probe w ährend der D auer der Probezeit eine 
jederze itige  K ü n d ig u n g  m ög lich  ist.

H ie rzu  sei folgendes ausgefüh rt:

Das geltende A rbe its rech t kenn t, abgesehen von  Sonder­
vo rsch rifte n  fü r  Leh rlin g e  und Schwerbeschädigte, keine 
A n s te llu n g  a u f Probe als solche, sondern n u r A n s te llu n g  
a u f bestim m te oder unbestim m te  Z e it und  je nachdem , 
ob die

Anstellung auf Probe auf bestimmte oder unbe­
stimmte Zeit

vorgenom m en w ird , muß eine verschiedene B e u rte ilu ng  
erfo lgen . Soll eine bestim m te Probezeit ve re inba rt w er­
den, so lie g t ih re  D auer im  fre ien  Belieben der V e rtrags­
parte ien , es kann  sich also um  Tage, W ochen oder M onate 
handeln . W ährend  bei A rb e ite rn  das V e rtragsve rhä ltn is  
gemäß § 122 der R eichsgewerbeordnung (GewO.) eine 
Abrede getro ffen werden kann , daß eine jederze itige  
so fo rtige  K ü n d ig u n g  auch w ährend der a u f bestim m te 
D auer festgelegten Probezeit ve re in b a rt werden kann, 
stehen bei A ngeste llten  dera rtigen  V ere inbarungen die 
B estim m ungen der §§ 67 H G B ., 133 aa GewO, entgegen, 
d ie  eine m indestens e inm ona tige  K ü n d ig u n g s fr is t zum  
Schluß des K a lenderm onats  vorsehen. M it  A b la u f der 
ve re inbarten  P robezeit endet dagegen der A rbe itsve rtrag , 
ohne daß es e iner besonderen K ü n d ig u n g s fr is t bedarf. 
(S o die herrschende M e inung  (v g l. H ueck-N ipperdey,

Lehrbuch  des A rbe its rech ts  Bd. I  S. 318; K rö n ig , A n ­
s te llung  a u f Probe und  zu r A u sh ilfe  N A K . Folge vom  
1 .7 .2 7 ;  N ik isch , Sm lg. V e re in igung  1930 H . 21 S. 554 
in  der Besprechung des R A G .-U rte ils  vom  2. 7. 30.) A b ­
weichender M e inu n g : Lange, Neue Z e its c h r ift  fü r  A rbe its ­
rech t 1925, S. 203; Leo, D t. Ju ris tenze itung  1914 S. 295, 
die die A u ffassung  ve rtre ten, daß die Probezeit nu r 
Höchstdauer des V ertragsverhä ltn isses bei P robever­
trägen au f bestim m te D auer sei und  außerdem noch eine 
kurze  K ü n d ig u n g s fr is t fü r  vo rze itige  Lösung ve re in ­
ba rt w erden könne). Verlängerungen der Probezeit nach 
A b la u f der zunächst vere inba rten  Probezeit s ind  bei 
gewerblichen A rb e ite rn  gemäß § 122 GewO, auch in  der 
F o rm  m ög lich , daß sich, sofern ke ine abweichenden V er­
e inbarungen getroffen werden, die Probezeit nach A b la u f 
jedesmal stillschw e igend um  den g leichen Z e itra u m  ve r­
lä n g e rt; bei A ngeste llten  is t eine derartige  vorherige 
V ere inbarung , sofern die F ris t kü rze r als 1 M ona t sein 
soll, im  v o rh in e in  als Verstoß gegen § 67 Abs. 3 H G B ., 
133a GewO, unzulässig. Nach A b la u f der zunächst ver­
e inbarten Probezeit ka n n  jedoch eine neue Probezeit 
z. B. von 2 W ochen ve re inba rt werden (so m it  Recht 
K rö n ig  a. a. O .).

Zulässig ist auch eine Probeanstellung aui unbe­
stimmte Zeit.

A uch  h ie r gelten bei Angeste llten  die gesetzlichen K ü n d i­
gungsfris ten, jedoch m it  der Maßgabe, daß sie entspre­
chend dem C harakter des Vertragsverhä ltn isses n ic h t 
6 W ochen zum  Schluß des K a lende rv ie rte ljah res , sondern 
n u r die M indes tkünd igungs fris t von  1 M ona t betragen, 
vg l. T itze , H and lungsgeh ilfen rech t in  Ehrenbergs H and­
buch des H andelsrechts I I ,  2 S. 689, Landm ann, K o m ­
m en ta r zu r GewO. § 122 A n m . 3c.

Die Dauer des Arbeitsverhältnisses
kann  sich auch aus der Beschaffenheit oder dem Z w eck 
der A rb e it fü r  beide Teile  ergeben (§ Ó20 Abs. 2 B G B .); 
wenn z. B. e in Reisender fü r  eine bestim m te Geschäftsreise 
angeste llt w ird , deren D auer sich nach o b je k tive n  M erk ­
m alen bestim m en läß t, a lsdann endet der V e rtrag , sobald 
die Reise e rled ig t is t. H ie rbe i is t auch die V e rkeh rs itte  zu 
berücksich tigen , vg l. H ueck-N ipperdey a. a. O., S.298/99. 
Zw eckm äßig  is t es auch bei derartigen V erträgen, die m it 
Z e ita b la u f von  selbst enden sollen, eine ze itliche  Bestim ­
m ung  m ög lichs t genauer A r t  über den E n d te rm in  zu 
vere inbaren und sich n ic h t au f unbestim m te  Äußerungen,
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w ie  D auer der Saison, 3— 4 W ochen, solange genügend 

A rb e it da is t usw., festzulegen.

Der hauptsächlichste F a ll eines zw eckbestim m ten, be­

fris te ten  Vertrages is t der e iner

Anstellung zur Aushilfe,

um  einem  vorübergehenden M ehrbedarf an A rbe its ­
k rä fte n , sei es wegen p lö tz lich e r M ehrbeschäftigung oder 
zum  Ersatz vorübergehend durch K ra n k h e it, U rlaub  usw. 
beh inderter AN . zu decken. Im  Gegensatz zu r Beschäfti­
gung au f Probe is t es bei e iner A ns te llung  zu r vo rüber­
gehenden A ush ilfe  auch zulässig, bei Angeste llten  täg ­
liche K ün d ig u n g  oder auch Kündigungsausschluß zu ver­
einbaren. Es bedarf jedoch einer ausdrück lichen  V er­
e inbarung der Parte ien, und es g ilt  n ic h t etwa bei der­
a rtigen  V erträgen  ohne weiteres Kündigungsausschluß.

Ferner muß es sich nachweisbar um  e in  ta tsächliches 
A u sh ilfe ve rh ä ltn is  handeln, und außerdem darf nach dei 
herrschenden M einung über die D auer von  3 M onaten 
h inaus e in  derartiges A ush ilfe  Verhältn is n ic h t ausgedehnt 
werden. Es d a rf daher auch n ic h t etwa, wenn led ig lich  
die F äh igke iten  des A ngeste llten  e rp rob t werden sollen, 
zum  Schein e in  A rb e itsve rh ä ltn is  zu r vorübergehenden 
A ush ilfe  ve re inba rt werden, w ährend  es sich in  W a h rh e it 
um  e in  P robeverhä ltn is  handelt. (V g l. K rö n ig  und N i- 

k isch  a. a. 0 .)

In  H e ft 12 von  Beleg und B ilanz vom  20. A p r il 1930 
is t bereits au f das U r te il des R AG . vom  19. 5. 28 und 
vom  27. 11. 29 zu r Frage befris te ter Verträge hingewiesen 
worden. In  der Zw ischenze it sind eine Reihe w e ite re r 
bedeutsamer U rte ile  des höchsten Gerichtes in  A rbe its ­
sachen zu den oben e rw ähn ten  Problem en ergangen, die 
nachstehend näher gew ürd ig t werden sollen.

Zu  der Frage

wann ein Aushilfsverhältnis mit den sich daran 
knüpfenden Rechtsfolgen vorliegt,

h a t das R AG . im  U r te il vom  2. 7. 30 A Z  R AG . 91/30 
ve rö ffen tlich t, Benshr. Slg. Bd. V , H . 3, S. 344, S te llung 
genom m en. Es handelte sich h ie r um  die K lage eines 
zum  V e rtrieb  von  Staubsaugern und anderen e lektrischen 
B e d a rfsa r 'ike ln  angenom menen Angeste llten , der gegen 
P rov is io n  und festes Taggeld zu r vorübergehenden A us­
h ilfe  und  m it  tä g lich e r K ü n d ig u n g s fris t e ingeste llt w ar. 
H ie rzu  ha t das R AG . ausgeführt, daß, fa lls  die B estim ­
m ung des § 69 H G B . über A ush ilfsV erhä ltn isse  anwendbar 
sein so llte , e in  Tatbestand gegeben sein müßte, der das 
B edürfn is  nach A u sh ilfe  erkennen ließe, z. B. p lö tz lich  
auftre tende A rbe itsübe rhäu fung  vo r hohen Festtagen 
oder vo r bestim m ten  Jahreszeiten, E rk ra n k u n g  fest an- 
gestellter Personen, bei U ngew ißheit, w ie lange ih r  F ern ­
bleiben dauern w ird . Z ustim m end  H ueck in  der Be­
sprechung dieses U rte ils  a. a. 0 ., jedoch m it  der E in ­
schränkung, daß die Parteiabrede über die vorübergehende 
A u sh ilfe  u n w irksa m  ist, sofern sie sich als in n e rlic h  u n ­
w ah r da rs te llt, d. h . w enn die Parte ien eine E ins te llung  
zu r vorübergehenden A u sh ilfe  ta tsäch lich  n ic h t gew o llt 
haben, sondern diese B estim m ung in  den V e rtrag  n u r 
aufgenom m en worden ist, um  die K ünd ig u n g svo rsch rifte n  

zu um gehen.
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V on Interesse sind auch die A usfüh rungen  des R AG . 

über

die Frage der Beweislast.
H ie rzu  v e r t r i t t  es die Auffassung, daß, fa lls  eine V er­

tragsabrede über A ns te llung  zur vorübergehenden A us­
h ilfe  m it  täg liche r K ünd igung  vo rlie g t, der A N . beweis­
p flic h tig  ist, w enn er behauptet, daß nach Lage des Ge­
schäfts die E in s te llu n g  vorübergehender A u sh ilfs k rä fte  
n ic h t in  Frage kom m e, sondern es sich v ie lm ehr in  W a h r­
he it um  eine A ns te llung  zur Probe gehandelt habe (vg l. 
auch U rte il des R A G . v. 2. 3. 29 RAG . 418/28 Bensh. 
Slg. V  H . 3 S. 344). Z u r Frage der Beweislast vg l. auch 
K rö n ig  a. a. O., der im  Gegensatz zum  R AG . die A u f­
fassung v e r tr it t ,  derjen ige, der behaupte, es liege eine 
A ns te llung  zu r vorübergehenden A ush ilfe  vo r, w äre h ie r­
fü r  bew e isp flich tig , da es sich um  eine von  der gesetz­
lichen  Regelung abweichende Vere inbarung  handle. 
Diese A uffassung K rön igs  w ird  jedoch von  der herrschen­
den M einung in  S ch rifttu m  und Rechtsprechung in  Über­
e ins tim m ung  m it  dem R AG . abgelehnt.

In  dem vorliegenden Fa lle  ha t das R AG . au f G rund der 
ta tsäch lichen  Feststellungen in  den V orins tanzen die 
R evis ion der beklagten F irm a  zurückgewiesen und dam it

den Ansprüchen des AN. auf Innehaltung der Kün­
digungsfrist stattgegeben.
Bereits im  U r te il vom  2. 3. 29 A Z . R AG . 418/28 hat 

das R AG . ausgefüh rt, der § 69 H G B . gebe zwar dem AG . 
die Befugnis, bei e inem  o b je k tiv  vorliegenden B edürfn is  
A ngeste llte  zu r vorübergehenden A ush ilfe  anzunehm en 
und m it ihnen  eine au f beiden Seiten gleiche, von  den im  
H G B. vorgeschriebenen F ris ten  abweichende kürzere  
K ü n d ig u n g s fris t zu vere inbaren. E ine gesetzliche V er­
m u tu n g  da fü r, daß ein solcher V e rtrag  zur U m gehung der 
V o rsch rifte n  des H G B. abgeschlossen sei, bestehe n ich t. 
W er die U m gehungsabsicht behaupte oder tro tz  der Be­
zeichnung des Vertrages als A u sh ilfe ve rtra g  einen anderen 
In h a lt  geltend m achen w o lle , habe den Beweis zu er­
bringen . D ie A ns ich t, der § 69 H G B . sei eine Ausnahm e­
v o rs c h r ift und gebe dem AG . die Beweislast, daß der F a ll 
der Ausnahm e Vorgelegen habe, treffe  n ic h t zu.

Den

Begriff der aushilfsweisen Beschäftigung
h a t das R AG . im  U rte il vom  27. 7. 29 AZ  R A G . 77 /29  
(ve rö ffe n tlich t Slg. Vere in igung 29, 584) dahingehend er­
lä u te rt, daß aushilfsweise B eschäftigung n u r dann vo r­
läge, wenn der AG . zu r Deckung eines augenb lick lichen  
Bedarfes vorübergehend H ilfe  brauche, n ic h t aber dann, 
wenn der A N . m it  lau fenden A rbe iten  beschäftig t werde.

W ie d e rh o lt h a t das R AG . in  Ü bere ins tim m ung  m it  
den Vorinstanzen zum  A usdruck gebracht, daß die ge­
setzlichen und ta rifm äß igen  Künd igungsbestim m ungen 

n ic h t durch  den

Abschluß ständig erneuerter Dienstverträge
an Stelle eines dauernden D ienstverhä ltn isses um gangen 
werden könn ten . So in  den U rte ile n  v e rö ffe n tlic h t Bensh., 
Bd. I I I  S. 3 ff. und Bensh. Bd. I I I  S. 114. V e rg l. auch 
U r te il des LA G . Breslau vom  29. 10. 29 A k t.Z . 15a, 
S. 191/29 N A K . K ünd igung  4, Folge vom  1. 8. 1930.

D r. A lfre d  S c h n e i d e r ,
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12 B e ra tung : Steueramnestie 
(Um satzsteuer)
K in d e r (G ehalt)

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes:
1. D ie  e r s t e  B e r a t u n g  i n n e r h a l b  ei  n e s V i  er  t el  j  a h r  e s i s t k o s t e n f r e i  wenn 

sie eine Briefseite nicht überschreitet; diese Vergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf 'des be­
treffenden Vierteljahres. Für die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite wird stets eine 
Auskunftsgebuhr von RM. 3.—, für jede weitere angefangene Briefseite RM. 4.—- erhoben.

2. Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je angefangene Briefseile RM. 4.—-.
3. Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen.

Bei Anträgen auf Auskunft wird das Einverständnis mit den Bedingungen nach Ziffer 1 u. 2 vorausgesetzt.
4. Heber die Auskunftsgebühr wird Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die im Kopf jedes Heftes ange­

gebenen Geldkonten der Muth’schen Verlagsbuchhandlung in Stuttgart zu überweisen.
5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44

Beantwortung erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs.

Steueramnestie und Umsatzsteuer (K ap flV O . § 8).
D ie Frage nach der Benützung der A nze igem ög lich ­

k e it  des § 8 der V e rordnung vom  18. J u li  1931 im  Z u ­
sammenhänge m it  den Folgen, die daraus entstehen, daß 
je tz t e in Verm ögen angezeigt w ird , das sich aus U m ­
sätzen und G ewinnen frü h e re r Jahre ergeben hat, die in  
den S teuererklärungen n ic h t angegeben w orden sind oder 
fa lsch oder u n vo lls tä nd ig  angegeben w urden, w ird  in  
le tz te r Z e it im m er w ieder an m ich  gerich te t.

Is t  das Verm ögen aus gewerblichen Gewinnen früh e re r 
Jahre entstanden, die n ic h t d e k la rie rt w urden, dann fa llen  
diese n ich tve rs teue rten  E in k ü n fte  bis zum  Ende des 
Steuerabschnitts 1929 u n te r die Steueram nestie. Is t  das 
Verm ögen erst aus Gewinnen des Steuerabschnitts 1930 
entstanden, die ebenfalls n ic h t r ic h tig  angegeben w urden, 
so kann  der S teuerpflich tige den s tra fre ch tlich en  Folgen 
—  h ie r außerhalb der Steueramnestie —  dadurch be­
gegnen, daß er gemäß § 410 Abs. 1 R A O . tä tige  Reue üb t 
und sich bere it e rk lä r t, nach Festsetzung der Steuer die 
h interzogenen Beträge so fo rt zu bezahlen (solange der 
Steuerbescheid noch n ic h t zugeste llt is t, kann  der P flich tige  
seine S teuererk lä rung  n a tü r lic h  berich tigen ).

H in s ic h tlic h  der Vermögensbestandteile, die dem 
Steuerabzug vom  K a p ita le rträ g e  unterlegen haben, ohne 
in  den S teuererk lä rungen angegeben worden zu sein, is t 
die Sache ja  re la tiv  e in fach, w e il es sich um  eine e igent­
liche  S teuerh in te rz iehung n ic h t handelt, da die K a p ita l­
ertragsteuer abgefüh rt is t, sondern nu r um  eine V erle tzung  
der E rk lä run g sp flich t, wobei a lle rd ings a u f G rund des 
S teuerta rifs  D iffe renzen au fkom m en können. Solche 
E rträge  sind n a tü r lic h  n ic h t anders zu behandeln als die 
anderen E in k ü n fte  auch.

A m  m eisten b e u n ru h ig t den S teuerp flich tigen  die 
Frage, ob die Steueram nestie, die sich ja  ausd rück lich  
n ic h t a u f die Um satzsteuer ers treckt, n ic h t irgendw ie  
tro tzdem  fü r  die Um satzsteuer anwendbar sei, da die Folge 
der Anzeige des Vermögens zw ang läu fig  die Frage nach 
dem Entstehen dieses Vermögens aufw erfe .

Angenom m en, das n ic h t d ek la rie rte  Verm ögen sei jä h r ­
lic h  angewachsen aus n ic h t ve rb rauch ten  gewerblichen 
G ew innen, denen auch höhere Umsätze zugrunde ge­
legen haben, als fü r  die U m satzsteuererk lä rungen 
angegeben worden sind. E n tsch ließ t sich h ie r der Steuer­
p flich tige , von  der A nze igem ög lichke it bezüglich der V er­
m ögensteuer, der A u fb ringungs le is tungen , der E in k o m ­
m ensteuer und Gewerbesteuer Gebrauch zu m achen und 
d a m it die Steueram nestie auszunutzen, so b le ib t ih m  
n ich ts  anderes üb rig , als bezüglich der Um satzsteuer 
ebenfa lls eine besondere (n ic h t etwa getrennte) Anzeige 
zu m achen. E r w ird  also angeben müssen, daß sein U m ­
satz in  ganz bestim m ten  Jahren  (A u fzä h lun g ) um  die und

die Beträge höher gewesen sei, als in  seinen U m satz­
steuererk lä rungen angegeben w urde. (Genaue Angabe 
der n ic h t angegebenen Um satzsum m en.) G le ichze itig  
b itte t er das F inanzam t, diese Angabe als tä tige  Reue im  
Sinne des § 410 R A O . anzusehen, und e rk lä r t sich bereit, 
den von  ih m  noch geschuldeten U m satzsteuerbetrag 
so fo rt nach Festsetzung durch das F ina n za m t zu be- 
zahlen.

Ich  betone h ie rzu , daß bis zu diesem A ugenb lick , in  
dem ich  Ih re  Frage beantw orte , noch u m s tr itte n  ist, ob 
die Steuerbehörden die tä tige  Reue und d a m it die S tra f­
fre ih e it (N achzah lungsfre ihe it k o m m t überhaup t n ic h t 
in  B e trach t) anerkennen werden. Denn b ekann tlich  t r i t t  
S tra ffre ih e it n u r dann e in, wenn der S teuerpflich tige un ­
rich tige  oder unvo lls tänd ige  Angaben b e rich tig t oder er­
gänzt, ohne dazu durch  eine unm itte lb a re  G efahr der 
E n tdeckung veran laß t w orden zu sein. T atsäch lich  is t 
nun aber die u n m itte lb a re  G efahr der E n tdeckung  bezüg­
lic h  der n ic h t von  der S teueram nestie erfaßten Steuer­
a rten  durch  den m eistens bestehenden Zusam m enhang 
m it den von  ih r  erfaßten Steuerarten gegeben, sie is t 
w e ite r dadurch  gegeben, daß fü r  die B enutzung der A n ­
ze igepflich t eine A ussch luß fris t (31. 8. 1931) festgesetzt 
ist. Selbst diese F ris t ersche in t e ingeschränkt dann, 
wenn z. B. bei e iner inzw ischen abgehaltenen Buch­
p rü fu n g  die ganze Sache aufgedeckt w ird .

Es ersche in t fe rne r auch m it R ücks ich t a u f die S tra f­
rechtsprechung des R eichsgerichts zw e ife lha ft, ob bei 
dem von m ir  angegebenen B e rich tigungsve rfah ren  die 
sonstigen Voraussetzungen fü r  die S tra ffre ih e it au f 
G rund tä tig e r Reue e r fü llt  werden.

U nabhäng ig  davon m uß h ie r aber die p raktische  Seite 
im  Auge behalten werden, an der das R e ichs finanzm in i­
s te rium  und die nachgeordneten Steuerbehörden nach 
m einer A u ffassung  n ic h t Vorbeigehen können. D ie ganze 
Steueram nestie w ird  in  dem A ug e n b lick  sinn los und kann  
ih ren  Zw eck gar n ic h t e rfü lle n , w enn der S teuerpflich tige 
be fürch ten  muß, daß er a u f dem Umwege über andere 
Steuerarten bei B enutzung der A nze igem ög lichke it h in ­
s ich tlich  der von  der A m nestie  erfaß ten S teuerarten der 
S tra ffre ih e it ta tsäch lich  ve rlus tig  geht. W ürde  die Steuer­
behörde diesen G esichtspunkt n ic h t berücksich tigen  und 
die tä tige  Reue n ic h t anerkennen, dann w ürde sie die 
zweife llos, w ie  sich je tz t aus der P rü fu ng  solcher Fragen 
e rg ib t, du rch  die Ü beranspannung der Steuerschraube 
weitgehend du rch löcherte  S teuerm oral von sich aus end­
g ü ltig  un terg raben. Nach m einer A u ffassung  w ürde sie 
w e ite r d a m it aber auch jede S taa tsau to ritä t fü r  die Z u ­
k u n ft  ausschlaggebend un terhöh len . Es is t n ic h t an­
zunehm en, daß der R e ichsfinanzm in is te r diese sehr 
schweren G efahren n ic h t auch e rkennt, weshalb d a m it
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zu rechnen is t, daß eine entsprechende A nw e isung  be­
züg lich  der A ne rkennung  der tä tigen  Reue noch an die 
Steuerbehörden ergehen w ird .

Aber selbst w enn m an daran zw e ife lt, daß e in  solcher 
A k t  staats- und  steuerpo litischer K lu g h e it e rfo lgen  w ird , 
dann b le ib t dem Steuerpflich tigen, wenn er von der A n ­
ze igem ög lichke it Gebrauch machen w il l ,  gar n ich ts 
anderes ü b rig , als h in s ic h tlic h  der von  der Am nestie 
n ic h t erfaßten Steuerarten, die m it  den erfaß ten Steuer­
a rten  irgendw ie  im  Zusam m enhang stehen, von der 
tä tigen  Reue Gebrauch zu m achen. Nach m einer A u f­
fassung h a t er sogar h in s ic h tlic h  der B enutzung der A n ­
ze igem ög lichke it nach § 8 Abs. i  der V e rordnung vom  
18. J u li 1931 gar ke ine W a h l, da § 7 Abs. 3 die N ic h t­
angabe von s teuerp flich tigem  Verm ögen bis zu r A us­
sch luß fris t vom  31. 8. 1931 un te r Zuch thausstra fe  bis 
zu xo Jahren s te llt. W enn  Sie also den S teuerpflich tigen 
gu t beraten w o llen , dann em pfehlen Sie ih m  bezüglich 
der Um satzsteuer du rch  g le ichze itig  m it  den A m nestie­
angaben vorzunehm ende weitere B e rich tigung  tä tige  
Reue zu üben. Es kann  n ic h t angenom m en werden, daß 
die notverordnende Reichsreg ierung den S teuerpflich­
tigen  bewußt ha t eine F a lle  stellen w o llen  und sie d a m it 
u n m itte lb a r in  s tra fbare  Vergehen h ine inzu tre iben  be­
absich tig te .

Der V o lls tä n d ig ke it ha lber m öchte ich  übrigens be­
m erken , daß das, was ich  h ie r zu r U m satzsteuerfrage 
gesagt habe, genau so fü r  die Schenkungsteuer z u tr if f t ,  
die ja  durch  die A m nestie  ebenfalls n ic h t e rfaß t w ird  
(entsprechend auch Erbschaftsteuer, sofern e tw a dies­
bezüglich  H in te rz iehungen  m ög lich  geworden sein so llten ).

Immer wieder: Das Gehalt der Kinder.
Der Steuerbeamte h a t inso fe rn  rech t, als er die E n t­

r ic h tu n g  von  Sozia lversicherungsbeiträgen fü r  w ich tige  
Gesichtspunkte des Vorliegens eines regu lä ren  A rbe its ­
verhä ltn isses ansieht. E r is t aber n ic h t im  R echt, wenn 
e r g rundsä tz lich  behaupten w il l ,  daß die N ic h te n tr ic h ­
tu n g  der Versicherungsbeiträge die A nnahm e eines 
A rbe itsve rtrages n ic h t zulasse. V ie lm eh r g i l t  grundsätz­
lic h  h in s ic h tlic h  der A nnahm e eines A rbeitsVertrages 
zunächst das, was in  der E n tsche idung V I  A  1062/28 
vo m  21. x i .  1928 gesagt is t:

„B e i der Auslegung des § 1617 BG B. is t zu be­
achten, daß diese B estim m ung  n ic h t e in g re ift, wenn, 
sei es auch n u r s tillschw eigend, eine V e rgü tung  aus­
bedungen is t. Das is t aber dann anzunehm en, w enn 
die D ienste u n te r erheb licher Schm älerung der V e r­
d ienstm ög lichke iten  der K in d e r in  so großem U m fange 
in  A nspruch  genom m en werden, daß die Le is tung  der 
D ienste ohne V e rgü tung  n ic h t g e w o llt sein ka n n . Es 
is t in  Geschäftskreisen n ic h t ü b lich , daß erwachsene 
Söhne in  e inem  um fangre ichen  Betriebe ih res Vaters 
an ve ra n tw o rtlic h e r Stelle in  e iner ih re  ganze A rbe its ­
k ra f t  in  A nspruch  nehmenden W eise u n e n tg e ltlich  
m ita rbe iten . Diese Fo lgerung  ka n n  auch n ic h t aus 
den F eh le rn  e iner besonderen A bm achung lxergeleitet 
w erden, da gerade zw ischen E lte rn  und  K in d e rn  die 
genaue’ F ix ie ru n g  des gegenseitigen Verhä ltn isses 
n ic h t selten u n te rb le ib t.“
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W e ite r w ird  in  e iner Entsche idung V I  A  16/29 vom  

30. I .  1929 am Schluß der Begründung das genaue Gegen- J /  
te il von dem gesagt, was der Steuerbeamte behauptet, 
wenn er sagt, daß ein Abzug der V e rgü tung  an die erw ach­
sene T och te r deshalb n ic h t in  B e trach t kom m e, w e il zw ar 
eine Lohnsteuerkarte  vorliege, die Sozia lversicherungs­
beiträge aber n ic h t abge füh rt seien. D ie erw ähnte  E n t­
scheidung beschäftig t sich m it der Frage des Vorliegens 
eines D ienstverhä ltn isses bei M ita rb e it erwachsener K in d e r 
im  Geschäft der E lte rn  und sagt:

„ I n  solchen F ä llen  müssen die Verhä ltn isse, w ie  sie 
sich ta tsäch lich  darste llen, zu r steuerlichen Behand­
lung  zugrunde gelegt werden. Es kan n  n ic h t zuvie l 
G ew icht darau f gelegt werden, ob sich V a te r und Sohn 
im  e inzelnen Falle  zu dieser Frage im  üb rigen  den Ge­
setzen gemäß ve rha lten  haben. Is t also Lohnsteuer­
abzug n ic h t e rfo lg t und sind die V e rp flich tungen  aus 
gesetzlicher V ers icherung n ic h t e r fü llt ,  so ka n n  das 
zw ar zu r Auslegung einen A n h a lt da fü r geben, ob nach 
W ille n  der B e te ilig ten  und Ü b lich ke it eine T ä tig k e it 
gegen V ergü tung  anzunehm en sei. Es w äre aber n ic h t 
r ic h tig , diese A nnahm e a lle in  schon deshalb und  stets 
dann abzulehnen, w e il und w enn gegen das Gesetz 
k e in  Lohnsteuerabzug gem acht und ke ine gesetzliche
V ers icherung e rfo lg t is t.“
D ie h ie r ve rtre tenen Grundsätze werden in  etwa e in ­

geschränkt du rch  die Entsche idung V I  A  744/29 vom  
5 . 6 .  1929, in  deren Begründung folgendes gesagt w ird :  J

„N u r  w enn U nkenn tn is , N ach lässigke it oder andere 
besondere Gründe vorliegen, kan n  m an tro tz  U nte rlas­
sung der Lohnsteuerzah lung  und  Le is tung  der Sozial­
versicherungsbeiträge ein A rb e itsve rh ä ltn is  und eine 
A bzugs fäh igke it des Lohnes annehm en. W enn  ke in  
ausd rück liche r A rb e itsve rtra g  vo rlie g t, m uß m an strenge 
Beweisanforderungen stellen, besonders w e il K in d e r nach 
§ 1617 BG B. den E lte rn  zu D ienstle is tungen ve r­
p flic h te t s ind und  diese D ienstle is tungen nach § 1618 
BGB. im  Z w e ife l unen tg e ltlich  sind. Bei der Land­
w ir ts c h a ft is t e in  entge ltliches A rb e itsve rh ä ltn is  fü r  
K in d e r ohne besonderen V e rtra g  n ic h t ane rkann t. Eher 
is t dies schon in  gewerblichen oder in d u s trie lle n  Be­
trieben  m ö g lic h .“
Ic h  w ürde m ich  da rau f stützen, daß die groß jährige  

T och te r v o ll als Angeste llte  ta tsäch lich  tä t ig  is t, daß der 
V a te r sonst eine Angeste llte  ha lten  müßte, die teure r ent­
lo h n t werden w ürde , so daß die Steuerbehörde dann in  
jedem  Falle  einen höheren A bzug zulassen m üßte. W e ite r 
w ürde sich die Toch te r, wenn sie n ic h t im  Geschäft des 
Vaters tä tig  wäre, sonst eine S te llung  suchen müssen.
D ie B e itragszah lung  fü r  die Sozia lversicherung sei u n te r­
blieben in  der ir r tü m lic h e n  Annahm e, daß K in d e r n ich t 
soz ia lve rs iche rungsp flich tig  seien, zum al sie ja  z. B. bei 
der A rbe its losenvers icherung  von der Be itragszah lung  
doch n ich ts  hä tten . D ie Bezahlung der Be iträge sei oder 
werde nachgeholt werden. Jedenfa lls käm en h ie r wesent­
lic h  die G ründe der E n tsche idung vom  30. Januar 1929 
in  B e trach t. Ic h  w ürde , wenn die V erhä ltn isse so liegen, 
w ie  ich  annehm e, E insp ruch  gegen die N achveran lagung 
erheben.
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